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Schreiben Sie uns einen Leserbrief

So erreichen Sie uns:
Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU Baden-Württemberg (MIT)
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim 
E-Mail: info@mit-bw.de

Ihre Meinung, Ihre Anregungen – all das ist uns sehr 
wichtig. Senden Sie uns Ihr Feedback zu aktuellen 
Ereignissen und Themen, die Ihnen am Herzen liegen.

Sagen Sie Ihre Meinung

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, behalten wir uns vor, Leserbriefe im Wirtschaftsforum zu veröffentlichen.
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Um es klar zu sagen: Es kann nicht darum 
gehen, hauptsächlich Politik für Rentner 
und Flüchtlinge zu machen. Eine Zukunft 
haben wir als Partei und Gesellschaft nur, 
wenn wir die arbeitende, steuerzahlende 
Mittelschicht sowie die Selbstständigen 
und Unternehmer wieder in die Mitte un-
serer Politik rücken. Denn dort gehören 
all jene hin, die als Mitte der Gesellschaft 
Staat und Wirtschaft zusammenhalten. 

Und da müssen wir als MIT ansetzen! MIT-
Präsidiumsmitglied und Finanzstaatsse-
kretär Jens Spahn bringt es auf den Punkt, 
wenn er fordert: „Den Blick auf diejeni-
gen zu richten, die den ganzen Laden am 
Laufen halten: die Krankenschwester, der 
Facharbeiter, der Polizist und all die, die 
Überstunden machen und dann auf einmal 
schon fast im Spitzensteuersatz sind. Es 
geht nicht darum, Mittel zu verteilen, son-
dern den Leistungsträgern mehr Freiheit, 
mehr Spielraum zu lassen. Dazu gehört 
auch, ihnen mehr von ihrem Verdienten zu 
lassen. Dafür ist die geforderte Steuersen-
kung. Und in Zeiten, in denen die Steuer-
einnahmen sprudeln und wir Überschüsse 
haben, ist das einfach ein wichtiges Signal 
und Versprechen. Ich weiß, dass viele an 
solchen Versprechen zweifeln. Aber wir ha-
ben für die letzten vier Jahre versprochen: 
‚Keine neuen Schulden, keine neuen Steu-
ern‘, und beides haben wir gehalten. Und 
wenn wir jetzt versprechen, Steuern zu 
senken, dann werden wir es auch halten.“

Wir als MIT fordern, den mittelständi-
schen Unternehmen, den Selbstständigen 
und den Start-ups klare Signale zu geben, 
denn damit der Mittelstand als Mitte der 
Gesellschaft stark bleibt, muss man den 
vorhandenen Mittelstand stärken und ei-
nen neuen Mittelstand entstehen lassen 
und entsprechend fördern, anstatt ihm 
Steine in den Weg zu legen. 

So ist die Arbeitsstättenverordnung oder 
das Arbeitszeitgesetz für viele Mittel-
ständler schlicht ungeeignet. Die Selbst-

der Bundestagswahlkampf steht vor der 
Tür, und die MIT positioniert sich. Mit 
seinem Buch „Die machen eh, was sie 
wollen“ legt unser Bundesvorsitzender Dr. 
Carsten Linnemann MdB nicht nur eine 
selbstkritische Bestandsaufnahme der 
Politik vor, sondern bietet auch eine Reihe 
realistischer Lösungen an.

Für ihn ein Muss: Gerade die Volkspar-
teien müssen wieder unterscheidbar 
werden. Dazu und im Interesse unseres 
Landes braucht es konkrete Zukunftspro-
jekte, wie die größte Steuer- und Bürokra-
tieentlastung seit der Wiedervereinigung, 
oder dass Deutschland auch als digitales 
Gründerland Weltmarktführer wird. Auch 
beim umstrittenen Thema Flüchtlingspoli-
tik nimmt er eine klare Position ein: Solan-
ge die EU-Außengrenzen nicht vollständig 
gesichert sind, braucht es Melde- und 
Transitzonen.

Die wichtigsten Themen für den Bundes-
tagswahlkampf und eine erneute wie er-
neuerte Regierungspolitik der CDU/CSU, 
die uns auch von anderen Parteien unter-
scheiden, liegen auf der Hand. Es geht um 
nichts weniger als den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt, um Integration statt Aus-
grenzung, um die Durchsetzung unserer 
Werte und Ordnung auch in Problem-
stadtteilen und nicht zuletzt eine realisti-
sche Migrationspolitik, die unsere christli-
che Verantwortung mit den Bedürfnissen 
und Kapazitäten unserer Gesellschaft 
in Übereinstimmung bringt. Hier wer-
den Antworten erwartet auf Fragen wie: 
Wie sichern wir nicht nur unsere eigenen 
Grenzen, sondern auch dauerhaft die EU-
Außengrenze? Wie wissen wir sicher, wer 
in unser Land hereinkommt? Wie wollen 
wir unsere Bürger nicht nur vor Terroris-
mus, sondern auch vor Einbrüchen und 
Gewalt ganz allgemein besser schützen? 
Wie wird – gerade uns Frauen – das Ge-
fühl der Sicherheit wiedergeben? Und wo 
muss hier der starke Staat vor dem Daten-
schutz Vorrang bekommen?

Liebe Leserinnen und Leser, 
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bestimmung von Unternehmern und Ar-
beitnehmern muss gestärkt werden. Beim 
Arbeitszeitgesetz müssen verschiedene 
Arbeitszeitmodelle berücksichtigt wer-
den, wie zum Beispiel phasenweise mehr 
als zehn oder zwölf Stunden arbeiten zu 
können, wenn man dies innerhalb dersel-
ben Woche ausgleichen kann. Warum soll-
te es nicht möglich sein, zur persönlichen 
Zufriedenheit des Arbeitnehmers Arbeits-
zeiten an seine persönlichen Lebensum-
stände anpassen zu können, wenn dies 
mit den Erfordernissen des Betriebs und 
mit dem Arbeitgeber vereinbar wäre? Wa-
rum keine Möglichkeit schaffen, kurzfris-
tig bei Betreuungsproblemen Arbeit nach 
Hause verlegen zu können? Dann müssen 
aber auch in der Arbeitsstättenverord-
nung für Arbeiten von zu Hause geringere 
Maßstäbe gelten als für das Großraumbü-
ro eines Großkonzerns. Es ist unabding-
bar, in der Gestaltung der Arbeitswelt viel 
flexibler zu werden und sich den neuen 
Anforderungen zu stellen, anstatt alles bis 
in Detail durch immer wieder neue Geset-
ze reglementieren zu wollen.

Wer weiterhin im Land der innovativen 
Weltmarktführer zu Hause sein möchte, 
braucht auch innovative Regeln und Ge-
setze – und nicht die Ideen von vorges-
tern.

Inka Sarnow
stv. Landesvorsitzende
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Bürger werden in die Abhängigkeit der Banken getrieben

Barzahler unter  
Generalverdacht?

Im Mai 2016 verkündete die EZB die Ein-
stellung der Produktion und Ausgabe 
von 500-Euro-Scheinen bis Ende 2018.  
546 Mio. 500-Euro-Scheine sind derzeit 
im Umlauf. Dies macht einen Gesamt-
wert von 273 Mrd. Euro aus. Begründet 
wird diese Bevormundung damit, dass 
angeblich diese Banknote illegalen Akti-
vitäten Vorschub leisten könnte. Damit 
ist der Einstieg in den Ausstieg der unbe-
grenzten Barzahlungsmöglichkeiten ein-
geläutet. Der allmächtigen EZB gibt Art. 
128 AEUV (Vertrag über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union) das ausschließ-
liche Recht, die Ausgabe von Euro-Bank-
noten innerhalb der Union zu genehmi-
gen. Der deutsche Finanzminister hat 
bereits sekundiert und eine Vorliebe für 
eine Barzahlungsobergrenze europaweit 
von 5.000 Euro bekannt gegeben.

Einstieg in den Ausstieg
Mit dem Einstieg in den Ausstieg der un-
begrenzten Barzahlung soll dem Bürger 
der Anreiz genommen werden, Bargeld-
vorräte anzulegen. Bargeldvorräte ha-
ben für den Bürger u. a. den Vorteil, dass 
er nicht das Insolvenzrisiko einer Ge-
schäftsbank trägt. Solche Überlegungen 
sind sicherlich nicht von der Hand zu wei-
sen. Das Beispiel der italienischen Bank 

„Monte Dei Paschi“ lässt aufhorchen. Der 
Bürger wird in die Abhängigkeit der Ban-
ken getrieben. 

Zuverlässigkeit des Geschäftsmodells 
„Geschäftsbank“
Das Geschäftsmodell der Geschäftsban-
ken jedoch ist durch die Geldschwem-
me- und Nullzinspolitik der EZB in seinen 
Grundfesten erschüttert. Durch die euro-
päische Bankenunion ändert sich hieran 
gar nichts. Die einheitliche Bankenauf-
sicht (SSM), der einheitliche Bankenab-
wicklungsmechanismus (SRM) und eine 
Gott sei Dank bis heute noch nicht ver-
wirklichte einheitliche Einlagensicherung 
sollen Sicherheit und Zuverlässigkeit des 
Geschäftsmodells „Geschäftsbank“ ver-
mitteln. Die vermeintlich regulierende 
Bürokratie ist zwar grenzenlos, aber not-
wendiges zusätzliches Eigenkapital ent-
steht dadurch für die Geschäftsbanken 
nicht. Es wird am Symptom kuriert. An 
der Staatsschuldenkrise, die letztlich die 
Ursache für die gesamte Misere darstellt, 
hat aber die Politik nichts verändert. 

Solange die Geschäftsbanken für Kre-
dite an Gebietskörperschaften (Bund, 
Länder etc.) kein Eigenkapital vorhalten 
müssen, wird die Staatsverschuldung 
nicht gebremst werden.

Kein Entrinnen vor dem Negativzins
Nachdem dem „kleinen Mann“ der Er-
trag für Konsumverzicht in Form des 
Einlagenzinses verwehrt wird, soll nun 
auch der Anreiz genommen werden, sei-
nen Konsumverzicht in Bargeld anzule-
gen. Er soll dem Negativzins nur unter 
erschwerten Bedingungen entrinnen 
können. Wenn die Wertaufbewahrung 
nicht mehr in 500-Euro-Noten stattfin-
den kann, sondern maximal in 200-Eu-
ro-Noten, muss der Lagerplatz 2,5-fach 
vergrößert werden. Vielleicht ist dies 
ein Konjunkturprogramm für Tresorher-
steller?

Bargeldobergrenze verhindert  
keine Anschläge
Eine Barzahlungsobergrenze damit be-
gründen zu wollen, das Bargeld jeden-
falls ab 5.001,00 Euro zum „kriminellen 
Instrument“ wird, gehört in das Reich 
der Märchen. Untersuchungen förder-
ten zutage, dass von 40 Terroranschlä-
gen mit dschihadistischem Hintergrund 
in den vergangenen 20 Jahren 75 % der 
Anschläge mit einem Kostenaufwand von 
weniger als 10.000 Dollar durchgeführt 
worden seien.

Es ist an der Zeit, das Grundrecht auf 
uneingeschränkte Barzahlung im Grund-
gesetz zu verankern. Das Recht, nach 
eigenem Gutdünken Bargeld als Zah-
lungsmittel zu nutzen, ist ein weiteres 
unverzichtbares Abwehrrecht des Bür-
gers gegenüber dem Schuldenstaat.

Dr. Albrecht Geier,  

info@geijus.de  ■

Thomas Haas, MIT Landesvorstandsmitglied

SchwerpunktSchwerpunkt

Eine überzogen pessimistische Prognose

Die Diskussion um  
Bargeldtransaktionen

Die Diskussion um die Begrenzung von 
Bargeldtransaktionen durch Obergren-
zen erhitzt die Gemüter wie die Diskus-
sion um die Abschaffung des 500-Euro-
Scheins. Viele Menschen verbinden diese 
Themen mit der Vorstellung, dass dies der 
Beginn der Abschaffung des Bargelds ist. 
Das erscheint eine emotional verständli-
che, faktisch aber doch eher eine überzo-
gen pessimistische Prognose zu sein.

Geldwäsche, Waffenhandel  
und Terrorbekämpfung
Bisher ist der Besitz von Bargeld in keiner 
Weise angegriffen oder kritisiert wor-
den. Dass Banken unter den Aspekten 
Kosten und „Big Data“ womöglich einen 
gewissen Charme für die Idee einer bar-
geldlosen Welt hegen, sollte nicht ver-
wundern und auch nicht überraschen. 
Geldwäsche, Waffenhandel und Terror-
bekämpfung sind die Argumente für die 
Idee, Bargeldzahlungen in ihrer Höhe pro 
Transaktion zu begrenzen. Die Abschaf-
fung des 500-Euro-Scheins soll diese Ge-
schäfte erschweren. Ist das eine glaub-
würdige Argumentation? Das muss jeder 
mit sich selbst ausmachen. 

Kriminelles System bekämpfen
Schaue ich die Realität an, wie etwa den 
Drogenhandel an Schulen (wohl dem, 

dessen Kinder dagegen immun sind) oder 
den Terror, der immer mehr unser Leben 
bestimmt, dann, denke ich, ist die Ein-
schränkung, die wir womöglich erfahren, 
doch eher eine emotionale Regung. Na-
türlich empfinden viele Menschen der-
artige Reglementierungen als Eingriff in 
ihre Freiheit – sicher zu Recht.

Mit diesen Einschränkungen werden 
nicht die großen Drahtzieher erwischt 
– das dürfte jedem rational denkenden 
Menschen einleuchten. Aber wenn es 
gelingt, den vielen kleinen Handlangern 
des kriminellen Systems das Leben zu er-
schweren, wäre das ja auch schon etwas.

Negativzinspolitik der EZB
Es gibt noch einen weiteren Aspekt, der im 
Rahmen der aktuellen Zinslandschaft, aus-
gelöst durch die Negativzinspolitik der EZB 
und die Verschuldung der Staaten, sicher 
nicht außer Acht gelassen werden darf.

Die Zahl der Menschen steigt, die das 
Vertrauen in das Geldsystem an sich ver-
lieren. Das ist nachvollziehbar. In der Zy-
pernkrise konnte man beobachten, dass 
die zeitweise Einschränkung, Geld von 
Konten abzuheben, um es in Barbeständen 
zu horten, durchaus eine Maßnahme war, 
um die psychologisch kritischste Phase 
dieser Krise durchzustehen. Der Bargeld-
bedarf für das tägliche Leben war jederzeit 

gedeckt. Es gab keinen Banken-Run wie in 
historisch vergleichbaren Situationen.

Währungsstabilität und 
Bargeldtransaktion
Die Stabilität einer Währung bzw. des 
Gelds als akzeptiertes Zahlungsmittel 
hat nichts damit zu tun, ob es beim Besitz 
von Bargeld Einschränkungen gibt (was 
niemand zu verbieten plant) oder nicht. 
Die Beschränkung von Bargeldtransakti-
onen in ihrer Höhe hat schon gar keinen 
Einfluss darauf. 

Solide Staatsfinanzen, ein funktionie-
rendes Zinsregime (getragen von Markt-
kräften) und eine Notenbank, die nicht 
meint, die Aufgabe von Regierungen 
übernehmen zu müssen, sind da viel wich-
tigere Faktoren für die Funktions- und 
Vertrauensfähigkeit unseres Geldsystems 
als die Diskussion um das Bargeld.

Thomas Haas, haas@schwaebische-bank.de,

www. schwaebische-bank.de  ■

Dr. Albrecht Geier, MIT Bundes- und  
Landesvorstandsmitglied

Textilwerke Todtnau  
Bernauer KG
Schwarzwaldstr. 5a 
79674 Todtnau

Vertreten durch: 
Hanspeter Bernauer

Telefon: +49 7671 9117-0 
Telefax: +49 7671 9117-40 
E-Mail: info@beratex.com
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Beschränkung der Bargeldverwendung

Ein Eingriff in die Freiheits-
rechte der Bürger

Geld ist kein Selbstweck: Es hat mehre-
re wichtige Funktionen. Als Tausch- und 
Zahlungsmittel dient es dem Austausch 
von Gütern. Es wird aber auch genutzt, 
um Kredite zu gewähren und Schulden 
zu begleichen. Hier geht es nicht um den 
Austausch von Gütern, sondern um Fi-
nanztransaktionen. 

Wertmesser und Recheneinheit
Man spricht von der Geldfunktion als 
Zahlungsmittel. Als Wertmesser und 
Recheneinheit drückt Geld Güter- und 
Vermögenswerte aus und macht sie da-
durch vergleichbar. Damit Geld diese 
Funktion wahrnehmen kann, muss es 
ausreichend teilbar sein. In der Regel 
liegt zwischen Kauf und Verkauf von 
Gütern ein längerer Zeitraum. Dadurch 
wird Geld zum Wertaufbewahrungsmit-
tel. Dafür müssen Material und Wert 
des Gelds beständig sein. Beim Sparen 
wird insbesondere auf diese Funktion 
gesetzt. Durch Sparen wird der Wert des 
Gelds über die Zeit konserviert und bil-

det dadurch eine Reserve, über die der 
Sparer später bei Bedarf verfügen kann. 
Das gesparte Geld wird in der Zwischen-
zeit anderen überlassen, z. B. einer Ge-
nossenschaftsbank. 

Bargeld bleibt bedeutend
Keine Frage: Die Digitalisierung bringt 
neue Möglichkeiten des Bezahlens, aber 
nur der Nutzer selbst soll entscheiden, 
welche Zahlungsform er wählen will – 
alles andere ist ordnungspolitisch nicht 
vertretbar. Zweifelsfrei wird Bargeld wei-
terhin geschätzt und nach wie vor breit 
verwendet. Es wird aber auch mit Geld-
wäsche, Schwarzarbeit und Terrorismus 
verbunden. Die Politik fordert daher, die 
Verwendung von Bargeld weiter einzu-
schränken, bis hin zur Diskussion um 
seine Abschaffung. Das verunsichert die 
Bürger. Und das lehnen wir ab. Denn die 
Verwendung von Bargeld ist für größere 
Geschäfte durch gesetzliche Vorgaben 
zur Geldwäscheprävention bereits mit 
strengen Auflagen belegt. 

EU-Geldwäscherichtlinie
Nach der neuen vierten EU-Geldwäsche-
richtlinie, die bis Mitte 2017 umgesetzt 
werden muss, sind Banken bei Barge-
schäften ab einem Betrag von 10.000 
Euro bei Hinweisen auf Straftaten oder 
Terrorismusfinanzierung verpflichtet, 
ihre Geschäftspartner zu identifizieren. 
Zusätzlich müssen sie verdächtige Trans-
aktionen oder Geschäftsbeziehungen an 
das Bundeskriminalamt und die Strafver-
folgungsbehörden melden. 

Wozu benötigen wir dann eine zusätz-
liche nationale Obergrenze für Barge-
schäfte, wenn die Präventionsfunktion 
bereits durch die Geldwäscherichtlinie 
erbracht wird? Mit ihrer Entscheidung, 
die Ausgabe des 500-Euro-Scheins Ende 
2018 zu beenden, greift die Europäische 
Zentralbank (EZB) in die Flexibilität des 
Bezahlens mit Bargeld ein. 

Dieses Vorgehen ist gerade in Zeiten, 
die durch zunehmendes Unverständnis 
der Bevölkerung gegenüber der europä-
ischen Geldpolitik geprägt sind, sach-

Schwerpunkt Schwerpunkt

lich nicht nachvollziehbar. Denn die Be-
schränkung der Bargeldverwendung ist 
ein erheblicher Eingriff in die Freiheits-
rechte der Bürger, verhindert aber illega-
le Transaktionen sowie die Steuervermei-
dung kaum. 

Bezahlen Sie bar oder mit Karte?
Bargeld ist bei Einkäufen weiterhin das 
meistgenutzte Zahlungsinstrument in 
Deutschland. Der Anteil der Barzahlung 
lag im Jahr 2015 noch bei über 50 %.  
Zudem ist im gesamten Euroraum zu 
beobachten, dass im Trend immer mehr 
Banknoten und Münzen im Umlauf sind. 
Im Januar 2017 waren es nach Angaben 
der EZB insgesamt 19,71 Mrd. Bankno-
ten mit einem Gesamtwert von 1,11 Bill. 
Euro und 120,91 Mrd. Münzen mit einem 
Gesamtwert von 26,79 Mrd. Euro. 

Dennoch: Die Digitalisierung verän-
dert die Finanzwelt und auch das Bezah-
len am Point of Sale (PoS). Neue Wett-
bewerber treten verstärkt am Markt auf 
und zielen auf die entscheidende Schlüs-
selposition für das Bankgeschäft – den 
Zahlungsverkehr. 

Produktinnovationen im  
Zahlungsverkehr
Im Segment E-Commerce hat die deut-
sche Kreditwirtschaft unter maßgeblicher 
Beteiligung der Genossenschaftsbanken 
das Online-Bezahlportal „Paydirekt“ in-
itiiert. Der neue Dienst wächst und hat 
demnächst über eine Million Kunden. 
Damit bleibt der Zahlungsverkehr in der 
Hand der deutschen Kreditwirtschaft 

und entsprechend auf sicheren Servern 
in Deutschland. 

Es gibt noch weitere Produktinnovati-
onen im Zahlungsverkehr. So beispiels-
weise die vom Baden-Württembergi-
schen Genossenschaftsverband (BWGV) 
entwickelte goldene VR-BankCard Plus 
für die Mitglieder genossenschaftlicher 
Banken. Sie stellt mit rund 16.000 Part-
nern das größte Mehrwertprogramm 
der Bankenwelt dar. Die aktuell etwa 
sechs Millionen Karteninhaber genießen 
lukrative Vorteile bei den Kooperations-
partnern und stärken damit den lokalen 
Handel. 

Innovationen zeichnen sich darüber 
hinaus bei der Smartphone-Nutzung 
ab, die zwischenzeitlich aus dem All-
tag nicht mehr wegzudenken ist. Der 
BWGV antwortet darauf mit dem  
„GenoFon“: Der Kunde erhält einen 
Mobilfunkvertrag und auf Wunsch ein 
neues Smartphone von seiner Genos-
senschaftsbank. Das Smartphone wird 
damit auch zur Girocard (ec-Karte). Die 
Abwicklung erfolgt kontaktlos durch 
Halten des Smartphones an das Bezahl-
terminal. Hat man seine „dicke Geld-
börse“ mit den Plastikkarten und dem 
Bargeld nicht dabei, geht alternativ das 
kontaktlose Bezahlen mit dem „Geno-
Fon“. 

Doch ganz gleich, in welcher Form der 
Nutzer bezahlt: Ausschlaggebend ist die 
Wahlfreiheit. An diesem Grundsatz sollte 
sich auch die Politik orientieren.

Dr. Roman Glaser, presse@bwgv-info.de,

www.wir-leben-genossenschaft.de  ■

Dr. Roman Glaser, Präsident des Baden-Württembergischen Genossenschaftsverbands

Wussten Sie, 		
dass …

… der Geldautomat  
Jubiläum feiert?
Vor 50 Jahren ging der erste Geldauto-
mat in Europa an den Start. Der Schot-
te John Shepherd-Barron erfand ihn 
und stellte ihn den Chefs der Barclays 
Bank vor. Barclays ließ sechs Geldau-
tomaten bauen und nahm den ersten 
davon 1967 in der englischen Klein-
stadt Enfield in Betrieb. Und das mit 
Erfolg! 1939 war schon einmal ein Ban-
kograf in New York aufgestellt wor-
den, doch damals nutzte ihn niemand. 
Erst Shepherd-Barron schaffte es, 
die Bankbranche und ihre Kunden zu 
überzeugen. Übrigens: Den Gang zum 
Geldautomaten können sich Kunden 
in immer mehr Supermärkten sparen: 
Etwa bei Aldi Süd, der REWE-Gruppe, 
Penny-Märkten und Netto kann man 
sich mittlerweile Bargeld gebührenfrei 
an der Kasse auszahlen lassen. 

… der neue 50-Euro-
Schein kommt?
Die neue 50-Euro-Banknote kommt als 
vierter Geldschein der sogenannten 
Europa-Serie am 4. April 2017 in allen 
19 Mitgliedsstaaten des Euro-Raums 
in den Umlauf. Sie ergänzt die bereits 
eingeführten neuen 5-Euro-, 10-Euro- 
und 20-Euro-Banknoten. Verbesserte 
Sicherheitsmerkmale wie ein transpa-
rentes Fenster und fühlbare Struktu-
ren am Rand der Note sorgen dafür, 
dass die 50-Euro-Banknote besonders 
fälschungssicher ist.
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Der Aktenvernichter HSM SECURIO C16 eignet sich als Kleinster in der SECURIO-
Familie ideal für den privaten Bereich und das kleine Büro zu Hause. Schön kompakt, 
schön sparsam, schön sicher – und alles in der HSM-Qualität „Made in Germany”.

www.hsm.eu

1:0 für den Datenschutz!

BüROtECHnIK

Great Products, Great People.

SchwerpunktSchwerpunkt

Ein klares NEIN dazu

Bargeldobergrenze und Bargeldabschaffung

Seit die Europäische Zentralbank das Aus 
für die 500-Euro-Scheine zum Ende des 
Jahres 2018 ankündigte, wird in Deutsch-
land über eine Bargeldobergrenze von 
5.000 Euro oder gar die Abschaffung des 
Bargelds diskutiert. Hauptmotiv dafür 
ist, gegen Geldwäsche effektiver vor-
zugehen. Die Frage ist, ob hierbei eine 
Obergrenze helfen kann. 

Bargeldobergrenze
Bargeld ist das einzige gesetzliche Zah-
lungsmittel und somit wichtiger Bestand-
teil unseres Wirtschaftslebens. Noch rund 
80 % aller Zahlvorgänge an der „Ladenthe-
ke“ erfolgen derzeit in Deutschland mit 
Bargeld. Eine Obergrenze ist rechtlich be-
denklich, da sie eine Beschränkung unserer 
Grundrechte und unserer Freiheit darstellt.

Die Wirtschaftsgeschichte lehrt uns 
viele Beispiele, wenn Geld Geldfunktio-
nen nicht mehr wahrnimmt – beispiels-
weise, wenn Waren als Zahlungsmittel 
verwendet werden. Schwarzmarkthandel 
entsteht erst recht dann, wenn der Staat 
versucht, die Verwendung von Geld zu re-
glementieren oder zu stark einzuschrän-
ken. Wichtiger ist, bereits vorhandene 
gesetzliche Instrumentarien vollständig 
und sachgerecht anzuwenden. 

Bargeldabschaffung
Die Befürworter eines bargeldlosen Wirt-
schaftsraums argumentieren damit, dass 
die Abschaffung des Bargelds die Durch-
schlagskraft der Geldpolitik erhöhen wür-
de. Gerade vor dem Hintergrund der Zins-
entwicklung ist dies brisant. Bei einem 
möglichen Negativzins besteht die Gefahr 
einer Entreicherung der Bevölkerung. An 
Alterssicherungen oder Vermögensbil-
dungen ist gar nicht mehr zu denken. 

Der Bürger wird gläsern
Die bargeldlose Zahlung wird weiter zu-
nehmen, da viele Bürger in Zukunft ihre 
Rechnungen verstärkt mit Kreditkarte 
oder Geldkarte bezahlen werden. Die 
Digitalisierung wird zukünftig großen 
Einfluss auf die Zahlungsarten nehmen 
und diese verändern. Ein rein bargeldlo-
ses Bezahlen birgt die Gefahr der totalen 
Überwachung – der Bürger wird gläsern. 
Transaktionen verraten so gut wie alles 
über uns. Klar ist: Die Datensicherheit 
muss wesentlich verbessert werden. Das 
Gute an Bargeld aus Sicht des Daten-
schutzes ist, dass Informationen über das 
Bezahlen nirgendwo gespeichert werden, 
das ist Schutz meiner Privatsphäre als 
Verbraucher. Als Verbraucher muss ich 

die Freiheit haben, darüber zu entschei-
den, wie ich bezahlen will. Ich muss aber 
auch die Sicherheit haben, wenn ich mich 
für das bargeldlose Bezahlen entscheide. 

Insofern ein klares NEIN zu einer Bar-
geldobergrenze und ein klares NEIN zur 
Bargeldabschaffung. Um es mit den Wor-
ten Dostojewskis zu sagen: „Bargeld ist 
die gemünzte Freiheit.“

Tobias Wald, post@tobiaswald.de,

www.tobiaswald.de  ■

Tobias Wald MdL

Bargeld

Ein Zeichen für Freiheit

Im Mai 2016 hat die Europäischen Zen-
tralbank (EZB) beschlossen, gegen Ende 
2018 keine neuen 500-Euro-Scheine 
mehr auszugeben. EZB-Chef Mario 
Draghi argumentiert damit, dass 500-Eu-
ro-Scheine besonders häufig für kriminel-
le Zwecke genutzt würden. Ende Januar 
dieses Jahres hat die EU-Kommission 
einen Plan vorgelegt, mit dem neue Vor-
gaben für Bargeschäfte gemacht werden 
sollen. Im Gespräch ist eine Obergren-
ze für Bargeschäfte in Höhe von 5.000 
Euro, sodass Geschäfte mit einer höhe-
ren Summe zwingend unbar, z. B. durch 
Überweisung, zu erfolgen haben, oder 
aber die Einführung einer Meldepflicht 
für hohe Bargeschäfte. Auch hier argu-
mentiert die EU-Kommission, es gehe 
darum, Terroristen und Kriminellen den 
Geldhahn zuzudrehen. 

Kriminalität als vorgeschobene  
Argumentation
Beide Maßnahmen sind Teil einer Ent-
wicklung, an deren Ende die Abschaffung 
des Bargelds stehen soll. Dabei scheint 
die Argumentation, Terrorismusfinan-
zierung und Kriminalität den Garaus zu 
machen, nur vorgeschoben. Hauptgrund 
dürfte vielmehr sein, dass es in Zeiten 

fehlender Investitionen ohne Bargeld 
leichter ist, Investitionsanreize durch 
Negativzinsen zu setzen als mit Bargeld. 
Denn ohne Bargeld kann man sein Er-
spartes auf dem Konto zum Schutz vor 
Negativzinsen nicht unter dem Kopfkis-
sen in Sicherheit bringen.

Gegen Banken-Geldpolitik  
und Bevormundung
Dem müssen wir Einhalt gebieten. Denn 
Bargeld steht nicht nur für Wohlstand, 
Ungebundenheit und Selbstbestimmt-
heit. Bargeld ist ein Zeichen für die Frei-
heit – Freiheit vor der Geldpolitik der 
Banken und Freiheit vor Überwachung 
und Bevormundung. Es gibt viele gute 
Gründe – persönliche wie wirtschaftli-
che – bestimmte Zahlungen bar vorzu-
nehmen. Das ist auch nicht verwerflich, 
sondern Ausdruck eines liberalen Staats-
wesens. Es geht den Staat grundsätzlich 
nichts an, was man mit seinem Geld 
macht. Volle Transparenz über alle Zah-
lungsflüsse, die mit der Abschaffung des 
Bargelds verbunden wäre, ist insofern ein 
Zeichen von Bevormundung und Miss-
trauen des Staates gegenüber seinen 
Bürgern. Einen solchen Staat können wir 
nicht wollen.

CDU ist gegen die Bargeldobergrenze
Das ist übrigens auch die offizielle Be-
schlusslage der CDU. Auf dem Bundes-
parteitag in Essen im Dezember 2016 
wurde folgender Antrag beschlossen: 
„Die CDU Deutschlands missbilligt die 
von der EZB beschlossene Abschaf-
fung des 500-Euro-Scheins. Die CDU 
Deutschlands wendet sich gegen Pläne, 
in Deutschland eine Bargeldobergren-
ze einzuführen. Die CDU Deutschlands 
erachtet die Möglichkeit jedes Bürgers, 
nach eigenem Willen auch mit Bargeld zu 
zahlen, als ein unverzichtbares Merkmal 
einer freiheitlichen, bürgerschaftlich ver-
fassten Gesellschaft.“

Chr. von Stetten,  christian.stetten@bundestag.de,

www.christian-stetten.de  ■

Christian Frhr. von Stetten MdB

BrüggemannChemical
L. Brüggemann
Kommanditgesellschaft
Salzstraße 131 · D-74076 Heilbronn   
Tel. 07131 1575-0
info@brueggemann.com

BrüggemannChemical U.S., Inc.
15 Reese Avenue, Suite 200
Newtown Square, PA 19073, USA 

BrüggemannChemical Asia, Ltd.
8/F Cambridge House
Taikoo Place, 979 King‘s Road
Island East, Hong Kong 

BrüggemannAlcohol Heilbronn GmbH
Salzstraße 131 · D-74076 Heilbronn
Tel. 07131 1575-803
alcohol.heilbronn@brueggemann.com

www.brueggemann.com

MITTELSTAND – LOKAL UND GLOBAL
Ob in Papier, Autoreifen, Textilien, Kosmetik oder Kunststoff en – Produkte der 
Brüggemann-Gruppe sind bei der Herstellung einer großen Bandbreite von 
Alltagsgegenständen und Gebrauchsartikeln im Einsatz. 

Industriechemikalien, Kunststoff additive und Alkohole bilden die drei Standbeine, auf denen 
der Erfolg der L. Brüggemann KG fußt. Kunden in aller Welt vertrauen auf die Zuverlässigkeit, 
typisch mittelständische Flexibilität und innovativen Produktlösungen des Unternehmens, das mit 
rund 170 Mitarbeitern am Stammsitz Heilbronn nicht nur produziert, sondern auch Forschung 
und Entwicklung betreibt. Internationale Ausrichtung - unterstrichen durch Niederlassungen 
in den USA und Hongkong -  und kompromissloses Qualitäts- und Umweltmanagement sind 
selbstverständlicher Bestandteil der Firmenkultur.

Anzeige_MIT_2011.indd   1 31.01.11   15:39
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Jeder Bürger sollte beim Bezahlen selbst entscheiden dürfen

Bargeld ist „gelebter  
Verbraucher-Datenschutz“

Das Thema Bargeldobergrenze bzw. Bar-
geldabschaffung erhitzt die Gemüter 
unserer Bürgerinnen und Bürger. Kein 
Wunder! Bargeld hat nicht nur eine lange 
Tradition, sondern es ist auch heute noch 
ein überaus beliebtes Zahlungsmittel – 
es ist einfach, schnell und sicher. 

Bargeldabschaffung trotz  
großer Beliebtheit
Rund 80 % der Transaktionen an Ver-
kaufsstellen in Deutschland wurden in 
der jüngsten Vergangenheit laut einer 
Bundesbank-Studie von 2014 in bar ab-
gewickelt – mehr als die Hälfte des Um-
satzes. Vor dem Hintergrund, dass im 
vergangenen Jahr das Bundesfinanzmi-
nisterium auf europäischer Ebene ange-
regt hatte, die Einführung einer europa-
weit einheitlichen Bargeldobergrenze zu 
prüfen, und nun auch die EU-Kommission 
angekündigt hat, Obergrenzen für Bar-
geldzahlungen festzulegen, wird uns die 
Diskussion um die Bargeldobergrenze 
weiter beschäftigen. 

Bekämpfung der  
Geldwäschekriminalität
Geldwäschekriminalität und Terroris-
musfinanzierung sind keine Bagatellde-

likte. Geldwäsche ist ein schwerwiegen-
des Problem, das Kriminalität jeglicher 
Art begünstigt. Ob aber im Kampf gegen 
Kriminalität die Bargeldabschaffung oder 
die Einführung einer Bargeldobergrenze 
tatsächlich den gewünschten nachhal-
tigen Erfolg bringt, darf bezweifelt wer-
den. Beide Instrumente stellen einen 
Eingriff in die Handlungsfreiheit unserer 
Bürger dar, der einer Abwägung mit dem 
Ziel der Bekämpfung der Geldwäschekri-
minalität und Terrorismusfinanzierung 
nicht standhält. 

Der Kunde wird zum  
gläsernen Verbraucher
Bargeld ist nicht nur ein Stück Freiheit, 
Bargeld ist auch „gelebter Verbraucher-
Datenschutz“. Ohne Bargeld werden 
Kunden zu „gläsernen Verbrauchern“. 
Denn die Dienstleister, die den Zahlungs-
verkehr elektronisch über eine Bank oder 
einen Bezahldienst abwickeln, erhalten 
Daten, die die Erstellung umfassender 
Datenprofile der Verbraucher erlauben. 

Einschränkung der  
unternehmerischen Freiheit
Aber auch Unternehmen der Branchen, 
bei denen die Kunden bei größeren, aber 

völlig legalen Geschäften traditionell und 
ganz bewusst in bar zahlen, würden in ih-
rer unternehmerischen Freiheit enorm 
eingeschränkt. Beim Gebrauchtwagen-
kauf oder Viehhandel etc. ist Bargeld üb-
lich. Wer das Bargeld abschafft, vernich-
tet damit auch ein Stück Kulturgut. 

Wahlfreiheit muss bestehen bleiben
Mobile Bezahlsysteme sind auf dem Vor-
marsch, und gerade in der jüngeren Ge-
neration wird Bargeld in den nächsten 
Jahren sukzessive dem elektronischen 
Zahlungsverkehr weichen. Wichtig ist 
aber, dass eine Wahlfreiheit besteht. Die 
Menschen in unserem Lande sollten auch 
zukünftig frei darüber entscheiden kön-
nen, ob sie bar und damit anonym oder 
elektronisch bezahlen möchten.  

Olav Gutting, olav.gutting@bundestag.de, 

www.olav-gutting.de  ■

Olav Gutting MdB

Zu einem Gedankenaustausch mit viel Klartext trafen sich die 
Abgeordnete Marion Gentges MdL, die Endinger Unternehme-
rin Adelheid Bury-Vetter und Ruth Baumann, Bezirksvorsitzen-
de der MIT Südbaden. 

Offene Ohren für offene Worte
Viele Dinge, die im politischen Alltag gerne zitiert werden, konn-
ten im südbadischen Betrieb der Vetter Stahl-Metallbau GmbH 
mit der nötigen Praxis „gewürzt“ werden. „Ich bin dankbar für die 
offenen und klaren Worte, mit denen Frau Bury-Vetter und Frau 
Baumann die Belastungen gerade kleiner und mittlerer Unter-
nehmen in der Baubranche dargestellt haben“, so Gentges. „Ich 
habe Hochachtung davor, wie engagiert Unternehmer wie Frau 
Bury-Vetter das zu bewältigende Aufgabenpensum angehen.“

„Gängelungen“ der Bürokratie
Adelheid Bury-Vetter beklagte zuvor, dass es oft an der Wert-
schätzung einer Ausbildung im Handwerk fehle. Nicht nur seitens 
der Gesellschaft ist die Tendenz zur Akademisierung zu verzeich-
nen, sondern auch das Engagement der Betriebe im Rahmen ei-
ner Lehre bedarf klarerer Worte. Regionaler Mittelstand vermag 
viel zu leisten: nicht nur in der Ausbildung, sondern auch beim 
Steueraufkommen. Es sind aber oft die „Gängelungen“ der Bü-
rokratie, die den unternehmerischen Elan ausbremsen können. 
Die Art und der Umfang öffentlicher Ausschreibungen sind oft 
an der Praxis vorbei konzipiert, und oft muss ein Unternehmen 
Beratungs- und Planungsleistungen erbringen, die weder finanzi-
ell honoriert noch anerkannt werden. Wo andere Betriebsgrößen 
mit langwierigem Rechtsstreit drohen, sucht der Mittelständler 
nach Lösungen. 

Billig ist nicht zwangsläufig günstig
Die Mühe und Qualität wird mit bürokratischen Vorgaben (Auf-
gliederungen der Einheitspreise, Dokumentationspflichten und 
mitunter schleppenden Zahlungen) honoriert. Und dies, obwohl 
jeder Auftraggeber gegenüber jedem Betrieb auf die ausgeführ-
ten Arbeiten über Jahre hinweg Gewährleistungsansprüche hat. 
Hier ist dringend ein Umdenken gefordert, denn Qualität und 
seriöse Arbeitslöhne haben ihren Preis. Billig ist nicht zwangs-
läufig günstig.

Verlässliche Rahmenbedingungen durch die Politik
Beschäftigung von ausländischen Arbeitnehmern, Digitalisie-
rung, Cybercrime, blaue Fahrzeugplakette – der Gesprächsstoff 
ging den Frauen nicht aus. Die Politik ist gefordert, verlässliche 
und belastbare Rahmenbedingungen mit einer Gültigkeit über 
Jahre hinaus zu setzen, anstatt durch das „Erfinden“ neuer Pro-
bleme die eigene Legitimation abzuleiten. Mit jeglicher Form der 
„Einzelgerechtigkeit“ und mit Lösungen im „Klein-Klein-Bereich“ 
sind nicht nur die Verwaltungen überfordert, sondern auch der 
wirtschaftliche Motor gerät ins Stocken. Öffentliche Großpro-

MIT Südbaden

Marion Gentges MdL besucht Stahlbau Vetter

jekte geben ein Bild davon, was passiert, wenn Papier über das 
„Hand-Werken“ siegt: Kosten steigen, Projekte werden nicht nur 
nicht fertig, sondern sind schon vor der Eröffnung veraltet.

„Dass Betriebe und deren Inhaber in Generationen denken, 
sollte Politiker nicht verunsichern, sondern ermutigen, dem 
nachzueifern“, so Ruth Baumann am Ende des Treffens. Es be-
darf nicht eines staatstragenden Rahmens für einen Austausch, 
sondern nur couragierter Menschen, die Klartext sprechen und 
bereit sind, mit offenen Ohren zuzuhören – so das gemeinsame 
Resümee des Gesprächs. Fortsetzung folgt. 

Ruth Baumann, r.baumann@baumann-co.de, www.mit-suedbaden.de  ■

BUHolz Brandschutz!
FireSec® - Mehr Sicherheit für ö�entliche Gebäude.

Mehrzweckhalle
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Für höchsten Trinkwassergenuss.
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Ruth Baumann, Bezirksvorsitzende der MIT Südbaden
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MIT vor Ort

Aus den Kreisen & Bezirken

MIT Alb-Donau/Ulm  www.mit-alb-donau-ulm.de

MIT Baden-Baden/Rastatt  www.mit-mittelbaden.de

MIT Biberach 

MIT Böblingen  www.mit-boeblingen.de

MIT Bodensee  www.mit-bodenseekreis.de

MIT Breisgau-Hochschwarzwald 
www.mit-breisgau-hochschwarzwald.de

MIT Calw/Freudenstadt  www.mit-cw-fds.de

MIT Emmendingen  www.mit-emmendingen.de

MIT Esslingen  www.mit-esslingen.de

MIT Freiburg  www.mit-freiburg.de

MIT Göppingen  www.mit-gp.de

MIT Heidelberg  www.mit-heidelberg.de

MIT Heidenheim 	

MIT Heilbronn

MIT Hohenlohe  www.mit-hohenlohe.de

MIT Karlsruhe  www.mit-karlsruhe.de

MIT Karlsruhe Land  www.mit-karlsruhe-land.de

MIT Konstanz  www.mit-konstanz.de

MIT Lörrach

MIT Ludwigsburg  www.mit-ludwigsburg.de

MIT Main-Tauber-Kreis  www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim  www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald  www.mit-neckar-odenwald.de

MIT Ortenau

MIT Ostalb  www.mit-ostalb.de	

MIT Pforzheim  www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg  www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr  www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen	

MIT Rhein-Neckar  www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall  www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

MIT Sigmaringen 

MIT Stuttgart  www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb  www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden  www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg  www.mit-nordwuerttemberg.de

MIT Südbaden  www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern  www.mit-wueho.de

MIT Deutschland  www.mit-deutschland.de

MIT Baden-Württemberg  www.mit-bw.de

SOS Mittelständler in Not e. V.  www.mittelstaendler-in-not.de

Aus den Kreisen & Bezirken

MIT Neckar-Odenwald

Besuch von Dr. Carsten  
Linnemann MdB

will, der muss auch selbst überzeugt sein. Auch hier kann die 
CDU mit offenem, unverkrampftem und gesundem Patriotis-
mus zeigen, wie sie sich die Zukunft in Deutschland vorstellt.
An den Vortrag schloss sich eine rege Diskussion an, in der Cars-
ten Linnemann zahlreiche Fragen beantwortete. Ariane Spitzer 
bedankte sich abschließend bei Dr. Förschler, dem Vorstands-
vorsitzenden der Johannes-Diakonie, dem größten Arbeitgeber 
im Neckar-Odenwald-Kreis mit 2.800 Arbeitsplätzen und 1.750 
Bewohnern, für die Gastfreundschaft und überreichte Carsten 
Linnemann Odenwälder Spezialitäten.

Alexander Ganter, ganter.mos@gmx.de, www.mit-neckar-odenwald.de  ■

Zum entspannten Genießen traf sich die MIT Neckar-Odenwald 
in der Genuss Lounge in der Schwanengasse in Mosbach. Die 
MIT-Kreisvorsitzende Ariane Spitzer bedankte sich in ihrer Be-
grüßung bei der Familie Geistmann, dass sie städtisches Flair 
nach Mosbach gebracht habe.

Genuss-Verkostung von Tabakwaren  
und Alkoholspezialitäten
In unserer Welt sei vieles verboten, so Hans-Peter Geistmann. 
Er habe deshalb die Idee gehabt, einen Raum zu suchen, in dem 
man genießen könne. Mit der Genuss Lounge wolle er einen 
Treffpunkt schaffen, wo man entspannt und gemütlich klönen 
könne. Die Rauchwaren in seinem Angebot seien alle in Hand-
arbeit hergestellt. Früher habe man dazu gesagt, dass Zigarren 
auf den Schenkeln von Jungfrauen gerollt würden. Die Frage, ob 
dies auch auf seine Zigarren zutreffe, ließ er schmunzelnd offen. 
Das Familienunternehmen wolle etwas machen, was es in Mos-
bach noch nicht gebe. Im Angebot seien deshalb auch spezielle 
und vielfältige Sorten von Whiskey, Rum und Gin. Für die Zu-
kunft habe er regelmäßige Verkostungen von Alkohol, Tabak 
und Schokolade geplant.

Bei aromatischen Zigarren und einem guten Gläschen ent-
wickelten sich schnell interessante Gespräche über Politik, Ge-
schäfte und Genuss. Gut gelaunt und mit den besten Wünschen 
verabschiedeten sich die Mitglieder der MIT von Hans-Peter 
Geistmann.

Alexander Ganter, ganter.mos@gmx.de, www.mit-neckar-odenwald.de  ■

MIT Neckar-Odenwald

Städtisches Flair  
in Mosbach

(Von links) Ingrid Fischer, Petra Ulmer, Hans-Peter Geistmann, 
Ariane Spitzer, Viola Spitzer und Bastian Münch

(Von links) Werner Baier, Alois Gerig, Ariane Spitzer, Dr. Carsten Linnemann MdB, 
Boris Gassert, Dr. Förschler, Viola Spitzer, Jan Inhoff, Otto Hemberger

Dr. Carsten Linnemann, der Bundesvorsitzende der MIT, vertritt 
seit 2009 den Wahlkreis Paderborn im Bundestag. Seit dieser Zeit 
besuchte er jeden ersten Samstag im Monat Familien ohne Par-
teibuch. Diese Gespräche über die große und kleine Politik fasste 
er in seinem Buch „Die machen eh, was sie wollen“ zusammen.

Die CDU muss jetzt Kante zeigen
Ariane Spitzer, die Kreisvorsitzende der MIT Neckar-Odenwald, 
begrüßte Linnemann im Kulturzentrum „fideljo“ der Johannes-
Diakonie in Mosbach. Linnemann erläuterte, dass die Menschen 
von den großen Volksparteien vor allem deshalb enttäuscht sei-
en, weil diese sich immer weniger voneinander unterscheiden 
würden. Der Bürger habe diese Politik als „Einheitsbrei“ wahrge-
nommen. Frustriert sei man zur AfD übergelaufen. Martin Schulz 
sei geradezu ein Glücksfall für die CDU, denn jetzt müsse die Uni-
on Kante zeigen und klar sagen, wofür sie steht und wofür nicht.

Starke Belastung der Mittelschicht
Besonders wichtig sind für Linnemann die „Menschen in der 
Mitte der Gesellschaft“. Die Mittelschicht sei in den vergange-
nen Jahren durch steigende Sozialabgaben und höhere Gebüh-
ren stark belastet worden. Die Steuersätze seien nicht an die 
Inflationsrate angepasst worden, sodass von den Lohnerhöhun-
gen immer weniger Netto übrigbleibt. Mehrarbeit lohnt sich in 
Deutschland kaum noch, weil der Staat von jedem zusätzlich 
verdienten Euro etwa die Hälfte einbehält. Hier sieht Linne-
mann dringenden Handlungsbedarf. Es sei nach seiner Ansicht 
zwingend geboten, die Steuermehreinnahmen für Steuerkür-
zungen bei der Mittelschicht einzusetzen.
Auch bei der Rentenpolitik seien Reformen notwendig. Es kön-
ne nicht sein, dass die private oder betriebliche Altersvorsorge 
auf die staatliche Alterssicherung angerechnet werde. Arbeit-
nehmer, die privat vorsorgen, dürften im Alter nicht mit denen 
gleichgestellt werden, die sich nicht an zusätzlichen Rentenmo-
dellen beteiligt haben. „Wer rechtzeitig vorsorgt, muss im Alter 
mehr haben als derjenige, der das nicht tut.“

Kein Kulturrabatt
Zum Thema Innere Sicherheit wies Linnemann darauf hin, 
dass die Bevölkerung in seinem Wahlbezirk durchweg bereit 
sei, Kriegsflüchtlingen zu helfen. Kein Verständnis habe man 
jedoch dafür, dass Wirtschaftsflüchtlinge und kriminelle Aus-
länder nicht konsequent abgeschoben würden. Immer wieder 
habe er den Satz gehört: „Wer hier bei uns Gast ist, muss sich 
unseren Werten und unserer Art zu leben anpassen und nicht 
umgekehrt.“ Dies gelte, so Linnemann, auch für die Ausländer, 
die schon lange in Deutschland wohnen. Einen Kulturrabatt darf 
es nicht geben. Aber wer andere von unserer Kultur überzeugen 

Innovative Verfahrenstechnik. Konsequent auf 

höchstem Niveau. Kompromisslos am Erfolg 

orientiert. Unsere Systeme für Fadenzuführung, 

Schmierung und Kontrolle garantieren Effizienz 

und optimale Qualität bei Strickmaschinen. 
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der MIT Alb-Donau/Ulm
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Aus der Bundesbank kommen eher be-
ruhigende Botschaften. Geld ist danach 
sowohl für den Zahlungsverkehr als 
auch zur Wertaufbewahrung noch sehr 
gefragt. Eine Abschaffung sei nicht vor-
gesehen: „Bargeld ist geprägte Freiheit.“ 
Das hört sich gut an, und viele Bundes-
bürger empfinden das wohl auch so. 

Die Deutschen lieben Bargeld 
Können Sie sich an den Gedanken ge-
wöhnen, überhaupt kein Bargeld mehr zu 
haben? Wie wäre es, wenn im Portemon-
naie nur noch Plastikkarten wären? Ist 
es für Sie vorstellbar, alle Transaktionen, 
auch den Kauf eines Kaugummis in ei-
nem Kiosk, mit Plastikgeld zu bezahlen? 
Ja oder nein?

Für viele Mitbürger hierzulande ist das 
wohl nicht denkbar. Im Gegensatz zu 
Skandinavien oder den angelsächsischen 
Staaten haben sich elektronische Zah-
lungsmittel in Deutschland noch nicht so 
weitgehend durchgesetzt. Vor allem bei 
kleineren Beträgen zückt man hierzulan-
de doch noch einen 5-Euro- oder 10-Euro-
Schein aus der Tasche, verbunden mit ein 
bisschen „Klimpergeld“. 

Während in den USA die Nutzung von 
Bargeld im Supermarkt unüblich ist, sind 
wir daran noch gewöhnt. Jüngere Men-
schen mögen hier einen Schritt weiter 
und im Umgang mit Plastikgeld affiner 
sein. Wie dem auch sei: Bargeld ist den-

MIT Alb-Donau/Ulm

Droht uns eine  
Bargeldabschaffung?

noch nach wie vor ein sehr breit akzep-
tiertes Zahlungsmittel, zumindest hier 
bei uns. Eine Abschaffung erscheint ab-
wegig, gar absurd. Wirklich absurd?

Der gläserne Kunde
Heute sind die technischen Möglichkei-
ten dazu vorhanden, sämtliche Finanz-
flüsse zu steuern. Es bedarf keiner Be-
zugsscheinsysteme mehr, die in früheren 
Notzeiten eingeführt wurden. Mithilfe 
der Elektronik wird gewünschtes Verhal-
ten belohnt, unliebsame Transaktionen 
mit Gebühren oder Steuern belegt. Ver-
kaufsplattformen, Kartendienstleister, 
Banken und nicht zuletzt der Staat pro-
fitieren finanziell. Diese „Masters of Uni-
verse“ können enteignende Zwangsmaß-
nahmen elektronisch einleiten, steuern 
und überwachen. Die Manipulation des 
Kundenverhaltens könnte sogar indivi-
duell erfolgen. So könnte die Chipkarte 
– selbstverständlich zu Ihrem eigenen 
Schutz – den Kauf bestimmter Waren 
verbieten. Der Verbraucher ist dann nicht 
mehr „König“, sondern – wie der Steuer-
zahler – „gläsern“. Mit einem „gelenkten 
Kunden“ werden weitere Umverteilungs-
spielräume geschaffen.

Rechtzeitig Risiken des  
elektronischen Gelds überdenken
Wir alle, ob als Geldanleger, Konsumen-
ten oder in der Rolle als Steuerzahler, 

sollten die Chancen und Risiken des elek-
tronischen Gelds kennen. In den Parteien 
sollten auch die besseren Alternativen 
zum staatlichen Zwangsgeldsystem dis-
kutiert werden. Noch ist Zeit, politischen 
Widerstand gegen die Bargeldabschaf-
fung zu organisieren. Wenn der Schritt 
erfolgt ist, sind vollendete Tatsachen 
geschaffen. Wer die vermeintlichen „Er-
rungenschaften“ einer bargeldlosen 
Wirtschaft infrage stellt, gehört dann 
„nicht mehr dazu“. Ein solcher Bürger 
deckt, so wird dann argumentiert, krimi-
nelles Handeln und Steuerhinterziehung. 
Papierscheine sind bakteriell verseucht, 
dies wird (wie bereits in Schweden) ver-
breitet werden. Größere Noten, z. B. der 
500-Euro-Schein, die als Erste aus dem 
Verkehr gezogen werden, sind Symbole 
der Unterwelt und einer dubiosen „Schat-
tenwirtschaft“, die es zu bekämpfen gilt. 
Die „Sprachregelungen“ zur Durchset-
zung des „gläsernen Zahlers“ sind längst 
gefunden.

Die Vorteile des reinen Plastikgelds 
werden gepriesen: sicher, einfach und 
innovativ. Wenn Zweifel aufkommen, 
wird der fragwürdige Schritt der Bargeld-
abschaffung als alternativlos verkauft. 
„Alternativlos“, der aktuelle „Basta“-
Ausdruck. War da was? Ja! Propaganda 
ersetzt das Argumentieren. 

Durchsetzung von Negativzinsen
Die Finanzkrise seit 2007 ist zu einem 
dauerhaften Phänomen geworden. Sie ist 
nicht gelöst. Vielleicht ist die Lage jetzt so-
gar noch dramatischer als damals. Derzeit 
überschwemmen die Zentralbanken fast 

zum Nulltarif die Märkte mit Geld. Wir haben uns fast schon da- 
ran gewöhnt. Wie wäre das bei negativen Zinsen? Werden sie auch 
noch akzeptiert? Die Verunsicherung ist spürbar. Die ersten Ban-
ken sind schon vorgeprescht, um Negativzinsen durchzusetzen. 

Beim Horten von Bargeld – z. B. unterm Kopfkissen – verlie-
ren Sie zumindest nicht. Lassen Sie das Geld auf dem Konto, 
verlieren Sie schon – je nachdem, wie hoch der Negativzins aus-
fällt. Gäbe es kein Bargeld mehr, ließen sich Negativzinsen und 
damit eine sukzessive Enteignung leichter durchsetzen. 

Angesichts der anhaltenden Überschuldung von Banken und 
Staaten und der Notwendigkeit, sich finanziell Luft zu verschaf-
fen, bleiben Sie als Bürger wichtig, genau genommen natürlich 
nur, falls vorhanden, Ihr Guthaben. Schlecht informiert und da-
her schlecht organisiert sind die Normalbürger das letzte Glied 
im Umverteilungssystem, das sich nicht zur Wehr setzt. 

Ob das gerecht ist oder nicht, lassen wir hier außen vor. Klar 
ist: Die Bargeldabschaffung ist aus Sicht von Verkaufsplattfor-
men im Internet, Kartendienstleistern, Banken und Staaten 
nützlich. Es wird nicht nur vermieden, dass Bargeld gehortet 
wird (und die Bürger einen relativen Zinsvorteil bei Negativzin-
sen durchsetzen könnten), sondern man kann auch viel leichter 
besteuern. Deswegen ist die Bargeldabschaffung brandaktuell!
Bargeld = Kriminalität – und damit eben nicht geprägte Freiheit? 
Plastikgeld = sauberes Geld? Das ist nicht klar. 

Plastikgeld erlaubt Umverteilung
Die Privatwirtschaft will verdienen, und der Staat sucht nach 
Besteuerungsmöglichkeiten. Im Verbund von Banken und 
Staat(en) erlaubt Plastikgeld auch eine relativ unauffällige Um-
verteilung. Damit wäre die Enteignung leichter denn je. 

Auch ist unklar, ob sich mit der Bargeldabschaffung die Kri-
minalität eindämmen oder sogar ganz abschaffen ließe. Es ist 
zu vermuten, dass sie sich nur verlagert, gegebenenfalls sogar 
verstärkt, wie die aktuellen Beispiele von Datenklau im Inter-
net zeigen. Auch in dieser Hinsicht wäre dann nichts gewonnen. 
Bei der Bargeldabschaffung würde die Rolle des Gelds als Wert-
speicher massiv eingeschränkt werden. Lassen sich die Bürger 
so dazu zwingen zu konsumieren, um die Wirtschaft wieder an-
zukurbeln? Oder suchen sie verstärkt alternative Wertspeicher, 
um zu sparen und selbst – unabhängig von Staat und Banken 
– für die Zukunft noch vorzusorgen?

Silber, Aktien und Immobilien als Geldanlage
Was folgt daraus für Ihre Geldanlage? Ein Vorrat an Gold- und 
Silbermünzen ist hilfreich als Versicherung gegen Abwärtsrisi-
ken. Dabei ist Silber im Vorteil, da Gold traditionell schneller 
verboten wird (das Industriemetall Silber ist hier – dies zeigt 
zumindest die Vergangenheit – weniger riskant). Bei einer Edel-
metallanlage ist in Kauf zu nehmen, dass sie keine laufende Ren-
dite abwirft. Aber das fällt derzeit kaum negativ auf. Die Zinsen 
sind ohnehin extrem niedrig und stützen die Assetpreise, auch 
die von Gold und Silber. Ansonsten sind Sachwerte – Aktien und 
Immobilien – weiter Trumpf, sie sollten den Hauptteil der Ver-
mögensanlage bilden. Staatsanleihen sind für die Altersvorsoge 
ungeeignet. Sie bieten ein Risiko ohne Rendite. Daher gilt hier: 
Finger weg!

Stephan Werhahn, stephan@werhahn-anwalt.de  ■
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MIT Filder 

Betriebsbesichtigung bei Putzmeister

Die Betriebsbesichtigung der Putzmeis-
ter Concrete Pumps GmbH in Aichtal-
Aich am 29. April 2015 einen beeindru-
ckenden Einblick in einen der starken 
Mittelständler aus dem Maschinenbau in 
unserer Region.

Eingeladen zu dieser Veranstaltung 
hatte die MIT Filder unter ihrem Vorsit-
zenden Dr. Hartmut Benckert und die 
CDU/FDP-Fraktion Filderstadt und der 
Vorstand der CDU Filderstadt. Unter 
den 26 Gästen befanden sich Vertreter 
aus allen Volksvertretungsebenen, vom 
Bundestag über den Landtag, vom Kreis-
tag bis zum Gemeinderat Filderstadt, 
wie Michael Hennrich MdB, Thaddäus 
Kunzmann MdL und Christoph Traub, 
Fraktionsvorsitzender der CDU/FDP und 

OB-Kandidat für Filderstadt, sowie Mit-
glieder des MIT-Kreisverbands Esslingen 
und der CDU Filderstadt.

Kompetente und interessante Führung 
Die Besuchergruppe wurde professionell 
von Martin Mayer, dem verantwortlichen 
Manager für Technik und Qualität in Eu-
ropa, Nahost und Afrika, und Matthias 
Ruppel, Geschäftsführer PCP, betreut 
und auf das Unterhaltsamste über Ge-
schichte und Gegenwart der Putzmeister 
Gruppe informiert. Ein anschließender 
ausgiebiger Rundgang auf dem Firmen-
gelände von der Lehrwerkstatt über 
Montage, Lackiererei bis hin zur Endkon-
trolle der von 20 bis 70 Meter Reichhö-
he lieferbaren Betonpumpenfahrzeuge 

– mit vielen spannenden Details kom-
mentiert – ließ die Besuchszeit wie im 
Flug vergehen. Ein Imbiss mit Diskussion 
rundete die eindrucksvolle Besichtigung 
ab. So konnten sich die Besucher ein Bild 
von der Stärke und Innovationskraft ei-
nes hiesigen Unternehmens machen, das 
man sonst nur flüchtig im Vorbeifahren 
auf der B27 oder B312 erahnen kann.

In chinesischem Besitz
Putzmeister befindet sich seit 2012 fast 
vollständig im Besitz des chinesischen 
SANY-Konzerns. Anfängliche Befürch-
tungen gegenüber den Chinesen haben 
sich nicht bewahrheitet. Mit einem Um-
satz von ca. 670 Mio. Euro in 2014 und ei-
nem festen Bekenntnis zu einem starken 
Ausbildungs- und Fertigungsstandort in 
Deutschland hat Putzmeister die harten 
Jahre der Krise vor circa 5 Jahren gemeis-
tert und ist auf einem beeindruckenden 
Weg als erfolgreicher Betonpumpenher-
steller.

Die MIT Filder bedankt sich bei Putz-
meister für die überaus gelungene und 
eindrucksvolle Firmenpräsentation und 
wünscht dem Unternehmen eine erfolg-
reiche Zukunft.

Dr. Hartmut Benckert, BenckertH@aol.com und 

Wolfgang Robel, wolfgang@wolfgangrobel.de,  

www.mit-esslingen.de ■

Matthias Ruppel (Mitte) informiert Zu Gast bei der Putzmeister Concrete Pumps GmbH in Aichtal

Ihr Partner für individuelle Lösungen im
Industrie- und Gewerbebau.
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Die MIT Stuttgart zeichnet sich dadurch aus, dass neben Dis-
kussionen und dem Gedankenaustausch über Themen der mit-
telständischen Wirtschaft über Politik und Weltgeschehen auch 
Social Networking betrieben wird. Dazu gehören literarisch-
musikalische Abende, gemütliche Treffen bei lokalen Stuttgar-
ter Ereignissen, der traditionelle Nikolaus-Stammtisch und zu 
Beginn des neuen Jahrs ein gemeinsames Kochen unter fach-
kundiger Anleitung und mit neuen Rezepten. 

Unter Anleitung von Domenico De Palma
Dieses Mal stürzten sich die Koch- und Essbegeisterten auf Pas-
ta und Risotto, auf Gemüse, Tomatensauce, Zwiebeln und Knob-
lauch und zauberten unter Anleitung von Domenico De Palma 
vom Centro Arces italienische Hausmannskost, teilweise nach 
den Rezepten seiner Oma aus den Abruzzen.

Es war wieder einmal, wie eigentlich immer bei der MIT Stutt-
gart, ein netter, unterhaltsamer und ein sättigender Abend mit 
vielen „Aha“-Momenten.

Ute Dick, ute.dick@t-online.de, www.mit-stuttgart.de  ■
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MIT Stuttgart

Italienischer Abend 
voller Genuss

MIT Main-Tauber-Kreis

Wieder klare Kante zeigen

klar sein, dass wir als CDU-Abgeordnete 
deren Interessen mit aller Entschlos-
senheit vertreten und uns auch um ihre 
zukünftige Wettbewerbsfähigkeit küm-
mern“, so die Bundestagsabgeordnete 
Nina Warken. Ohne Wenn und Aber sei 
die CDU die Partei für den ländlichen 
Raum und für den Mittelstand, betonte 
der Bundestagabgeordnete Alois Gerig. 
Er fordert den Erhalt dieser vitalen Räu-
me und sieht eine mögliche rot-rot-grüne 
Regierung als Katastrophe an.

Der MIT-Kreisvorsitzende Marcel Bau-
er warb in seiner Rede dafür, die CDU-Ab-
geordneten und die MIT zu unterstützen. 
„Wer den Mittelstand als Lebensrealität 
für die Menschen in diesem Land wei-
terhin möchte, muss Flagge zeigen und 
sich engagieren. Die MIT wird sich auch 
weiterhin dafür einsetzen, dass Entschei-
dungsträger Einblicke in die Betriebe 
unserer Region bekommen und im Ge-
spräch mit den Bürgerinnen und Bürgern 
bleiben. Nur wer den Menschen zuhört 
und daraus die richtigen Schlüsse zieht, 
wird auf Dauer eine erfolgreiche Politik 
betreiben können“, so Bauer weiter.

Linnemann fordert neuen Politikstil
Diese Auffassung teilte auch der Haupt-
redner Dr. Carsten Linnemann. Er stammt  
aus Paderborn, war Assistent des Chef-
ökonomen der Deutschen Bank Prof. 
Norbert Walter, ist CDU-Bundestagsab-
geordneter und Bundesvorsitzender der 
MIT. Er ist u. a. gegen den Euro-Rettungs-
schirm und Initiator der „Flexi-Rente“. 
Für Aufsehen sorgte Linnemann jetzt als 
Kritiker der sozialen und Wirtschaftspo-
litik der Koalition mit seinem Buch „Die 
machen eh, was sie wollen“. Sein Credo: 
„Wir brauchen dringend einen neuen Po-
litikstil, wir brauchen eine neue Kultur 
des Zuhörens und der Offenheit.“

Vernachlässigung der  
gesellschaftlichen Mitte
Diese Offenheit fordert er und hielt sich 
auch in seiner Rede in Tauberbischofs-
heim selbst daran. Er formulierte kla-
re, knackige und unmissverständliche 

Der Bundesvorsitzende der MIT Dr. 
Carsten Linnemann MdB begeisterte in 
Tauberbischofsheim. Nina Warken MdB 
und Marcel Bauer, Vorsitzender der MIT 
Main-Tauber, luden zusammen mit dem 
McDonald’s Franchisenehmer Peter Boh-
net zu einer Veranstaltung der besonde-
ren Art. Denn das Treffen, zu dem die MIT 
Main-Tauber-Kreis geladen hatte, fand im 
hiesigen McDonalds statt, der zuvor ei-
gens für die Veranstaltung geschlossen 
worden war.

McDonald’s meets Mittelstand
Unter dem Motto „McDonald’s meets 
Mittelstand“ waren Unternehmer und 
Regionalpolitiker zu einem Blick hinter 
die Kulissen des Fast-Food-Riesen einge-
laden worden. Der besondere Gast der 
Veranstaltung war kein Geringerer als 
der Bundesvorsitzende der MIT Dr. Cars-
ten Linnemann MdB.

Vorstellung des  
Franchise-Unternehmens
Die anwesenden Gäste aus Politik und 
Wirtschaft zeigten sich bei der Unter-
nehmensbesichtigung über die Lagerka-
pazitäten, die zügige Abfertigung der Be-
stellungen und das elektronische System 
begeistert. Auch beeindruckte die Gäste, 
dass 62 % der Rohware aus der Region 
und 90 % des verarbeiteten Fleischs aus 
Deutschland kommen. Becherrabatt, 
Müllvermeidung, Big Mac-Index und Zu-
lieferer – MC-Donalds-Franchisenehmer 
Peter Bohnet und seine Mitarbeiter stan-
den Rede und Antwort.

In seiner später folgenden kurzen Rede 
machte Bohnet auch auf seine Probleme 
als Chef von fünf Schnellrestaurants auf-
merksam: „Für uns ist der Fachkräfteman-
gel die größte Herausforderung“, sagte 
er und führte an, dass er den Zustrom an 
Flüchtlingen als Chance ansieht.

Interessen des Mittelstands vertreten
„Wir müssen den Mittelstand im ländli-
chen Raum nicht nur stärken, sondern 
ihm auch eine Stimme geben. Für die Un-
ternehmer und für ihre Angestellten soll 

Aussagen sowie Argumente, die leicht 
nachvollziehbar waren. Und er trat erfri-
schend unkompliziert auf. „Ganz ehrlich? 
Ich bin froh über den Kanzlerkandidaten 
Martin Schulz. Denn jetzt können wir 
uns nicht mehr zurücklehnen und sagen: 
‚Merkel macht das schon‘“, feuerte Lin-
nemann gleich zu Beginn seiner Rede in 
die Menge. Applaus brandete unter den 
Anwesenden auf. Der 39-Jährige ging an-
schließend mit der vor Jahren angekün-
digten, aber nicht durchgeführten „Bier-
deckel-Steuerreform“ hart ins Gericht. 
„Wir haben kein soziales Problem. Wir 
haben ein Problem, weil wir die gesell-
schaftliche Mitte vernachlässigt haben“, 
sagte er. 

Schaffung einer digitalen Verwaltung
Mit Nachdruck forderte Linnemann, 
dass sich die Union im anstehenden 
Wahlkampf deutlich positioniert und 
die Unterschiede zu anderen Parteien 

herausarbeitet. „Wir müssen dem Land Ziele und Visionen 
vorgeben“, wünschte er und erinnerte als Beispiel an Ger-
hard Schröders Agenda 2010. Die Schaffung einer digitalen 
Verwaltung wäre für Linnemann so eine Vision, mit der die 
CDU voranschreiten könnte. Die Anwesenden forderte er 
auf: „Wenn Sie Fragen haben, wenden Sie sich an Ihre Abge-
ordneten. Sprechen Sie mit denen Ihre Probleme durch. Wie 
soll sonst eine Frau Nahles wissen, wie die Realität aussieht, 
wenn sie noch nie einen Tag in der Wirtschaft gearbeitet 
hat?“ 

Kante zeigen
Linnemanns Satz „Wir müssen wieder klare Kante zeigen“ 
traf den Nerv der Anwesenden. Applaus gab es auch für sei-
ne Aussage: „Der Bürger will von einer Partei genau wissen, 
wofür sie steht und wofür nicht.“ Dabei erinnerte Linne-
mann an die endlose Diskussion um das Burka-Verbot.
Eine mögliche rot-rot-grüne Regierung darf es in seinen Au-
gen nicht geben, auch weil diese sofort die sachgrundlose 
Befristung von Verträgen streichen will. Und „bloß keine 
große Koalition mehr. Darauf habe ich wirklich keine Lust“, 
so Linnemann. Dem schlossen sich auch seine Kollegen im 
Bundestag Nina Warken und Alois Gerig an. 

Am Ende der Veranstaltung zeigten sich Nina Warken 
MdB und Marcel Bauer sehr zufrieden. „Mit einem Mittel-
ständler wie Peter Bohnet und einem Unternehmen wie 
McDonald’s konnten wir eine Veranstaltungsreihe begin-
nen, die an einem ungewöhnlichen Ort viele interessierte 
Mittelständler begeisterte. Für diese Möglichkeit und Un-
terstützung sind wir sehr dankbar, zeigt es nicht zuletzt 
auch die Verbundenheit zwischen Mittelstand und Politik“, 
so die beiden Veranstalter.

Marcel Bauer, marcel.a.bauer@gmx.de, www.mit-main-tauber.de  ■

www.wiesbauer-krane.de
Autokrane   Schwertransporte   Montagen   Spezialfahrzeuge. . .

(Von links) Dr. Carsten Linnemann MdB, Nina  
Warken MdB, Marcel Bauer, Vorsitzender der MIT 
Main-Tauber, und Franchiseunternehmer Peter Bohne

Peter Bohnet zeigt den Gästen sein Unternehmen 
und erklärt die täglichen Abläufe
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Service-News

Aus den Kreisen & Bezirken

Dem Fortschritt verpfl ichtet …

… mit zukunftsweisenden Innovationen in der Warm- 
und Kaltkammer-Technologie. Wirtschaftlich und um-
weltbewusst.

Als weltweit aktives Familienunternehmen gehört die 
Frech-Gruppe zu den Pionieren der Druckgießtechnik 
und ist in ihrer langjährigen Geschichte durch verant-
wortungsvolles, zukunftsorientiertes Handeln erfolg-
reich gewachsen. 

Darauf sind wir stolz.www.frech.com

MIT Mannheim

IHK als Chance für 
den Mittelstand

IHK-Hauptgeschäftsführer Dr. Axel Nitschke forderte, die duale 
Ausbildung in Mannheim weiter zu stärken. Dafür ist vor allem 
eine gute Ausstattung der Berufsschulen in der Stadt wichtig. Bei 
diesem Thema müssen Politik und IHK weiter am Ball bleiben, er-
gänzte er.

Aktuelle Themenschwerpunkte
In der anschließenden Diskussion mit den Mitgliedern der MIT 
Mannheim bildeten sich klare Themenschwerpunkte heraus: die 
Realisierungschance für die Rheinbrücke Mannheim-Altrip; der 
„Verkehrskollaps“ in der Stadt, wenn Ende 2019 die Hochstraße 
in Ludwigshafen abgerissen wird; die duale Ausbildung von IHK 
und Handelskammer unter einem gemeinsamen Dach und die 
Sanierung des Kreisels an der Autobahnanschlussstelle Mann-
heim-Sandhofen.

Alexander Fleck, alexander-fleck@t-online.de, www.mit-mannheim.de  ■

Die MIT Mannheim hat ihr Ohr an den Anliegen und Sorgen der 
Gewerbetreibenden und Selbstständigen. „Was macht die IHK 
für kleine und mittlere Unternehmen?“, war deshalb die Frage, 
der die MIT Mannheim bei einem Besuch der IHK Rhein-Neckar 
nachging. „Gestern Abend wurde im MIT-Landesvorstand über 
die IHK in Baden-Württemberg gesprochen und die Kreisverbän-
de zum Dialog mit den Einrichtungen ermuntert. Und heute sind 
wir schon da“, sagte MIT-Kreisvorsitzender Alexander Fleck in 
seiner Begrüßung.

Forderung nach Bürokratieabbau
Die IHK-Präsidentin Irmgard Abt und Hauptgeschäftsführer Dr. 
Axel Nitschke erläuterten, was die Einrichtung für Gewerbe-
treibende und Selbstständige anbietet. Dabei schrieben sie der 
Politik auch einige Pflichten in das „Aufgabenheft“. Irmgard Abt 
forderte u. a. mehr Bürokratieabbau und ging besonders mit der 
„Bettensteuer“ der Stadt Heidelberg kritisch ins Gericht, die 
zu großem Verwaltungsaufwand bei den Unternehmen führe. 

Info-Zahl des Monats

43,2 Jahre 
… ist das Durchschnittsalter der 

Bevölkerung in Baden-Würt-
temberg. Die Einwohner zählen 

bundesweit mit zur jüngsten 
Bevölkerung. Schlusslicht ist 

Sachsen-Anhalt mit im Schnitt 
47,4 Jahren. 

(Quelle: Statistisches Landesamt  

Baden-Württemberg 2017)

Buch-Tipp: 

Umsatz verdoppeln
Marketingexperte Roger Rankel führt in seinem 
neuen Buch „Die Geheimnisse der Umsatzver-
doppler. So machen auch Sie mehr aus Ihrem 
Geschäft“ (Gabel Verlag, 24,90 Euro) ein breites 
Spektrum an Ideen und erprobten Strategien für 
mehr Umsatz auf. Verblüffend, wie einfach erfolgreiches Marketing sein kann,  
z. B. zu den Themen „Wie verkaufe ich besser und mehr – ohne zusätzlichen Zeitauf-
wand“ oder „Wie gewinne ich neue Kunden“. Rankel hält jährlich 150 Vorträge und 
Seminare. Schon mehr als 500 kleine Vertriebe, Mittelständler und Weltmarktführer 
arbeiten erfolgreich nach seiner Methode der Kundengewinnung.
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(Von links) IHK-Hauptgeschäftsführer Dr. Axel Nitschke, IHK-Präsidentin 
Irmgard Abt und MIT-Kreisvorsitzender Alexander Fleck

Rat für Arbeitgeber aus dem Netz
Arbeitgeber kleinerer und mittelständischer Unternehmen können sich auf dem 
„Informationsportal Arbeitgeber Sozialversicherung“ über aktuelle Regeln zu 
Sozialabgaben ihrer Mitarbeiter und dem Melderecht bei der Sozialversicherung 
informieren. Außerdem dient das Portal als Informationsstelle etwa für Neueinstel-
lungen oder der Beauftragung von Selbstständigen.
www.infomationsportal.de



20 21Ausgabe 2-2017

Wirtschaft

Baden-Baden. Das zurücklie-
gende Geschäftsjahr war für 
den Finanzierungsspezialisten 
Grenke erneut von Wachstum 
geprägt. Deutlich sichtbar 
wird dies am Konzerngewinn, 
der gegenüber dem Vorjahr 
um 27,7 % zulegte und mit  
103,2 Mio. Euro nach 80,8 Mio. 
Euro einen neuen Bestwert 
markierte. Der Konzerngewinn 
des Unternehmens wurde mit dem Verleasen von kleineren 
Anlagegütern wie Druckern und Computern groß. Auch für 
das aktuelle Geschäftsjahr erwartet Unternehmenschef 
und -gründer Wolfgang Grenke (siehe Bild) an der Spitze 
einen Gewinn zwischen 113 und 123 Mio. Euro. 2016 hat 
Grenke neun neue Standorte eröffnet (er agiert bereits in 
30 Ländern), dieses Jahr sollen weitere folgen. Auch Austra-
lien hat er aktuell im Visier. Das Unternehmen bietet neben 
Leasing und Factoring, also dem Ankauf von Forderungen, 
auch verschiedene klassische Bankdienstleistungen an.

MIT Bund

Baden-Württemberg

Unternehmens-News

Freiburg/Rust. badenova ist ab 2018 alleiniger Lieferant 
von Strom und weiterhin auch von Erdgas für den Europa-
Park in Rust. Deutschlands größter Freizeitpark wechselt 
den Stromversorger und arbeitet dann nur noch mit ba-
denova zusammen. Details zu dem neuen Vertrag wurden 
nicht genannt. Aber mit über 100 Attraktionen, 23 Stunden 
Showprogramm und fünf parkeigenen 4-Sterne-Erlebnis-
hotels geht es beim Europa-Park klar um Strommengen in 
erheblicher Größenordnung. Es bestehen zwischen beiden 
Unternehmen bereits gemeinsame Projekte, die nicht un-
mittelbar mit der Energielieferung zusammenhängen. So 
ist badenova mit einem Innovationsfonds von 250.000 Euro 
beim geplanten Wasser-Erlebnis-Resort engagiert. Er unter-
stützt das Vorhaben, ressourcenschonende Filtertechniken 
bei der Wasseraufbereitung zum Einsatz zu bringen.

Stuttgart. Baden-Württemberg ist so gefragt wie nie: Mit  
52 Mio. Übernachtungen hat der Tourismus im Südwesten 2016 
einen neuen historischen Rekordwert erreicht. Die aktuelle Stei-
gerung um 2,5 % oder 1,3 Mio. Übernachtungen setzt den Trend 
der vergangenen Jahre fort. Damit bleibt Baden-Württemberg 
landesweit mit über 326.000 Arbeitsplätzen im Tourismus ein 
wichtiger Wirtschaftszweig. Insbesondere vier Kreise stechen 
hervor: der Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald, der Stadt-
kreis Baden-Baden, der Bodenseekreis sowie der Landkreis 
Freudenstadt. Spitzenreiter bei den Übernachtungszuwächsen 
in den Tourismusregionen waren 2016 u. a. der Hegau mit einem 
Plus von 8,8 % und die Schwäbische Alb mit 4,8 %.

badenova neuer Stromlieferant 
für Europa-Park

Tourismus-Boom:  
Spitzenwerte im Südwesten

Grenke weiter auf  
Wachstumskurs

Uhl Kies- und Baustoffgesellschaft mbH

Rheinkies – Sand – Edelsplitt – Transportbeton

Vorlandstraße 1
77756 Hausach

Tel. 0 78 31 7 89-0
www.uhl-beton.de

MIT setzt Forderung zur Insolvenzanfechtung durch

Der Mittelstand erhält Rechtssicherheit

Auf Initiative der MIT wird der Deutsche 
Bundestag eine zentrale Hürde für mit-
telständische Unternehmen abbauen. 
Nach langem Ringen wird mit der gesetz-
lichen Änderung zur Insolvenzanfech-
tung eine erhebliche Rechtsunsicherheit 
der vergangenen Jahre beseitigt. 

Keine Existenzbedrohung  
durch Insolvenzanfechtung
„Der Mittelstand braucht Planungs- und 
Rechtssicherheit und keine weiteren Be-
lastungen“, sagte der Bundestagsabge-
ordnete und MIT-Bundesvorsitzende Dr. 
Carsten Linnemann. „Deshalb haben wir 
als MIT lange dafür gekämpft, dass kein 
Mittelständler mehr durch Insolvenzan-
fechtungen in seiner Existenz bedroht 
wird.“ Unterstützung erhielt Linnemann 
dabei vom Vorsitzenden des Parlaments-
kreises Mittelstand (PKM) der Unions-
fraktion im Bundestag Christian von 
Stetten. 

Die bisherige Regelung führte u. a. 
dazu, dass viele Mittelständler mit teils 
unberechtigten Forderungen von Insol-
venzverwaltern überzogen wurden. Der 
Bundestagsabgeordnete Heribert Hirte, 
MIT-Mitglied und zuständiger Berichter-
statter seiner Fraktion, hat maßgeblich 
daran mitgewirkt, dass in Zukunft die Be-
weislastumkehr gilt. 

Beweislastumkehr auf den Gläubiger
Hirte: „Wer einem später insolventen 
Schuldner eine Zahlungserleichterung 
gewährt – etwa eine Stundung – wird 
in der Zukunft gerade nicht mehr dem 
Vorwurf der ‚Kenntnis der Zahlungs-
unfähigkeit‘ des Schuldners ausgesetzt 
sein können.“ Vielmehr müsse nun der 
Insolvenzverwalter nachweisen, dass der 
Gläubiger die eingetretene Zahlungsun-
fähigkeit kannte. „Dies sollte nur in den 
wenigsten Fällen gelingen“, schätzte Hir-
te. Zudem wird der maximale Zeitraum 
für Rückforderungen für den Normallfall 
von zehn auf vier Jahre verkürzt. 

Hubertus Struck, 

 struck@mit-bund.de,  

www.mit-bund.de  ■

Dr. Carsten Linnemann MdB
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Neue Energieverbundzentrale

Waldbronn. Eine clevere Interessenbünde-
lung haben im Nordschwarzwald die Unter-
nehmen Agilent Deutschland und Taller so-
wie die Gemeinde Waldbronn umgesetzt. 
Eine neue Energieverbundzentrale versorgt 
künftig die Eissporthalle und das Schwimm-
bad in Waldbronn sowie zwei benachbarte 
Unternehmen mit Wärme, Kälte und Strom. 
Die von der Energie Baden-Württemberg 
EnBW betriebene Anlage ist kostengünsti-
ger und umweltfreundlicher als die bisheri-
ge Energieversorgung. Dafür wurden rund 
5 Mio. Euro investiert. Dank intelligenter 
Vernetzung kann z. B. die Gemeinde Wald-
bronn mit der Abwärme des mit Gas betrie-
benen Blockheizkraftwerkes ab Mitte März 
ihr Freibad heizen. 

Kehl. Begünstigt u. a. durch die gut laufen-
de Baukonjunktur in Baden-Württemberg, 
meldet die Grossmann Group bei der Ent-
wicklung von Immobilien und der Revita-
lisierung von Brachflächen gute Zahlen: 
Insgesamt hat die Gruppe 135.000 qm 
Grundstücksfläche erworben und entwi-
ckelt, davon 81.000 qm in der Ortenau. 
Das Unternehmen hat ein Rekordjahr hin-
ter sich. Dafür verantwortlich seien die 
neuen Strukturen innerhalb der Gruppe. 
„Wir haben uns neu erfunden“, sagt dazu 
Chef Jürgen Grossmann. „Wir sind vom 
Dienstleister und Planer zu so einer Art 
Immobilien-Vollsortimenter geworden.“

Grossmann Group  
und die Baukonjunktur

Bretten/Pforzheim. Schon seit vielen 
Jahren ist es dem Brettener Drehtei-
lehersteller Steffen Klumpp (im Bild 
rechts) ein Anliegen, soziale Projekte 

Klumpp spendet 10.000 Euro 
an „miteinanderleben“

Wirtschaft

in der Region zu unterstützen. Aktuell 
übergab er einen Spendenscheck über 
10.000 Euro an Bruno Klopfer, Vorsit-
zender des Pforzheimer Vereins „mitei-
nanderleben“ und an Geschäftsführerin 
Dr. Vesna Šegrt. Der Verein unterstützt 
mit rund 300 Mitarbeitern u. a. die 
Kinder- und Jugendarbeit und die Mi-
grationsberatung sowie die Behinder-
tenhilfe. Zudem schafft die „miteinan-
derleben Service gGmbH“ Arbeitsplätze 
für Menschen mit Behinderungen, etwa 
beim Betrieb von Kantinen.

Mannheim. Wie geschmiert läuft es 
beim Schmierstoffhersteller Fuchs 
Petrolub. Die guten Geschäfte in 
Europa und Asien geben weiter 
Auftrieb: Der Umsatz sei im vergan-
genen Jahr um 9 % auf ein Rekord-
niveau von 2,3 Mrd. Euro gestiegen, 
teilte der Konzern unter Verweis auf 
vorläufige Zahlen mit. Dank einer 
wachsenden Weltwirtschaft wolle 
das im MDax notierte Unternehmen 
im laufenden Jahr Umsatz und Ergeb-
nis erneut steigern, hieß es. Und das 
aber nicht auf Kosten der Umwelt: 
Immerhin darf sich Fuchs „Deutsch-
lands nachhaltigstes mittelgroßes 
Unternehmen 2016“ nennen. Unter 
800 Teilnehmern hatten die Mann-
heimer vor wenigen Monaten den 
ersten Platz geholt. Der Deutsche 
Nachhaltigkeitspreis ist die nationa-
le Auszeichnung für Spitzenleistun-
gen der Nachhaltigkeit in Wirtschaft, 
Kommunen und Forschung und zu-
gleich einer der renommiertesten 
Preise seiner Art in Europa.

Fuchs Petrolub erfolg- 
reich und nachhaltig

Karlsbad. Bereits den dritten Erwei-
terungsbau hat das Familienunter-
nehmen Herrmann Ultraschall seit 
2000 in Auftrag gegeben. Das Projekt 
umfasst 7.600 qm und vergrößert die 
Firmenfläche auf 17.100 qm mit ei-
ner Investitionssumme von 15 Mio. 
Euro. In den vergangenen Jahren hat 
das Unternehmen für industrielle Ul-
traschalltechnologie den Umsatz auf  
67 Mio. verdoppelt. Das Unterneh-

Spatenstich bei Herrmann Ultraschall

Balluff baut internationale Präsenz aus

men plant ein Mitarbeiterwachstum 
von bis zu 100 Leuten in den nächsten 
fünf Jahren. Das Bekenntnis ist klar: 
Ja zum deutschen Standort und auch 
Ja zur globalen Strategie: Insgesamt  
25 Standorte in 19 Ländern stellen si-
cher, dass Beratung, Service und Lie-
ferqualität in den Hauptmärkten stim-
men. In Karlsbad arbeiten momentan 
300 Angestellte – weitere 70 in den 
USA, China und Japan. 

Tel.: 07541 - 95 3 96 0  -  www.containerland.de
®

Mobile Räume nach Maß
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Neuhausen auf den Fildern. Automa-
tions-Spezialist Baluff erweitert im chi-
nesischen Chengdu sein dortiges Werk 
mit derzeit 160 Mitarbeitern um 50 % 
bzw. 2.400 qm: Auf zwei Stockwerken 
finden sich nun die erweiterte Pro-
duktion und eine Multifunktionsfläche 
mit rund 400 qm. 2,1 Mio. Euro hat das 
Unternehmen in die Erweiterung in-
vestiert, mit der es seine internationa-
le Marktpräsenz stärken will. Michael 
Unger, Sprecher der Geschäftsführung, 
erläutert: „Auf Dauer gesehen, ist Chi-
na der weltweit größte Markt für Pro-
duktionsautomatisierung mit einem 

Bedarf, der aus unserer Sicht noch lange 
stetig steigen wird.“ Das Unternehmen mit 
Hauptsitz im schwäbischen Neuhausen 
will damit in China seine Entwicklungs-
kompetenz deutlich ausbauen.
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Produktionsabläufe effizienter gestalten 
und Stillstandszeiten vermeiden lassen. 

Pilz als weltweit führende  
Industrie-Marke
Renate Pilz stieg 1975 nach dem Tod ih-
res Mannes in das Unternehmen ein. Zu-
sammen mit Tochter Susanne Kunschert 
und Sohn Thomas Pilz, beide geschäfts-
führende Gesellschafter, steht sie heute 
an der Spitze des Technologieführers. Ak-
tuell gehört die Marke Pilz zu den welt-
weit führenden Industrie-Marken. 
Über den Stammsitz Ostfildern hinaus 
unterstützt Pilz mit 40 Tochtergesell-
schaften Anwender weltweit und bietet 
Vertriebs- und Engineering-Leistungen 
direkt vor Ort. Weltweit stellen über 
2.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
ihr Wissen in den Dienst der sicheren Au-
tomation, um dieses auch in neuen Märk-
ten zu etablieren.

Renate Pilz

UnternehmensporträtUnternehmensporträt

Ihre Anwesenheit wird stets vorausge-
setzt, aber erst ihre Abwesenheit wird 
tatsächlich auch bemerkt: Die Sicherheit 
hat den Schutz von Mensch, Maschine 
und Umwelt zur Aufgabe. Weil in der in-
telligenten Fabrik der Zukunft Mensch 
und Maschine noch enger zusammenar-
beiten werden, stellt Industrie 4.0 auch 
mit Blick auf die Sicherheit neue Heraus-
forderungen dar. Das Automatisierungs-
unternehmen Pilz aus Ostfildern gestal-
tet die Industrie der Zukunft mit.

Anbieter von elektronischen Kontroll- 
und Überwachungsgeräten
Innovation war der Schlüssel zum Er-
folg von Anfang an. Als Glasbläserei für 
medizinisch-technische Apparate im Jahr 
1948 in Esslingen gegründet, hat sich die 
Firma Pilz seit den 60er-Jahren zum An-
bieter von elektronischen Kontroll- und 
Überwachungsgeräten sowie speicher-

programmierbaren Steuerungsgeräten 
entwickelt. Seit dieser Zeit setzt das 
traditionsreiche Familienunternehmen 
immer wieder Maßstäbe im Bereich der 
sicheren Automation.

Vielfältiger Einsatz etwa im  
Maschinen- und Anlagenbau
Sensoren, Steuerungen und Antriebe 
von Pilz kommen in allen Bereichen des 
Maschinen- und Anlagenbaus sowie in 
der Automobil-, Lebensmittel- und Hol-
zindustrie zum Einsatz. Darüber hinaus 
sorgen Produkte des Technologieführers 
dafür, dass Gepäckförderanlagen in Flug-
häfen gefahrlos laufen, Theaterkulissen 
sich reibungslos bewegen und Seil- oder 
Achterbahnen sicher unterwegs sind. 
Systemlösungen von Pilz gewährleisten 
nicht nur eine erhöhte Sicherheit für 
Mensch und Maschine, sondern auch 
eine höhere Wirtschaftlichkeit, da sich 

Hand in Hand mit „Kollege Roboter“
Die Robotik ist neben Industrie 4.0 das 
große Zukunftsthema der industriellen 
Automatisierungstechnik. Statt einer 
Kooperation geht es künftig um Kolla-
boration, also nicht nur um eine Zusam-
menarbeit, sondern auch im gesteiger-
ten Maße um das Miteinanderarbeiten 
von Mensch und Maschine. In vielen Be-
reichen bedeutet das, dass der Mensch 
näher an die Maschine rückt oder sich 
Mensch und Maschine gleichzeitig eine 
Aufgabe und damit einen Arbeitsraum 
teilen, in dem jeder seine Stärken einset-
zen kann. Je enger Mensch und Maschine 
zusammenarbeiten, desto wichtiger wird 
die Sicherheit. Nur wenn die Sicherheit 
zu jeder Zeit gewährleistet ist, wird der 
Mensch bereit sein, mit „Kollege Robo-
ter“ zu arbeiten. Pilz unterstreicht aktuell 
mit weiteren Innovationen seine Rolle als 
Pionier der sicheren Automatisierungs-
technik: Derzeit erprobt Pilz Mensch-Ro-
boter-Applikationen, in der das Zusam-
menspiel aus Pilz-Produkten, Know-how 
aus Applikationen und Mitarbeit in den 
entsprechenden Normengremien für ein 
sicheres Miteinander von Mensch und 
Roboter sorgt. 

Martin Kurth, m.kurth@pilz.de, www.pilz.de  ■

Industrie 4.0: Smart und sicher
„In den Fabriken geben künftig digitale 
Daten und ihr effizienter Austausch den 
Produktionsprozess vor. Sie stellen den 
eigentlichen Wert in der Prozessket-
te dar. Der Grad der Vernetzung steigt 
nicht nur, er wird sogar zum Maßstab 
des Produktivitätsfortschritts an sich“, 
erklärt Renate Pilz, Vorsitzende der Ge-
schäftsführung. „Die digitale Transfor-
mation ist somit für die Industrie die 
derzeit größte Herausforderung“, so Re-
nate Pilz weiter. 

Pilz in verschiedenen  
Forschungsprojekten
Der Anbieter sicherer Automatisie-
rungslösungen hat Industrie 4.0 durch 
seine Mitarbeit in der Forschungsuni-
on der Bundesregierung seit 2010, also 
von Beginn an, mitgestaltet und Sicher-
heit als erfolgskritischen Faktor des Zu-
kunftsprojekts verankert. Pilz arbeitet 
in Gremien wie der Allianz Industrie 4.0 
des Landes Baden-Württemberg, der 
Forschungsplattformen SmartFactory KL 
und des Forschungscampus Arena 2036 
an der Schaffung gemeinsamer, prakti-
kabler Standards – immer unter den Ge-
sichtspunkten Safety und Security.

Das Familienunternehmen Pilz aus Ostfildern setzt Standards in der Automatisierungstechnik

Die Industrie der Zukunft ist sicher
Sichere Interaktion zwischen Mensch und Maschine
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Die Industrie- und Handelskammer (IHK) 
Region Stuttgart sieht in generellen Fahr-
verboten keine Lösung für die anhalten-
de Feinstaubproblematik in Stuttgart. 
Vielmehr appelliert die Kammer an die 
Landeshauptstadt, ein Konzept für Aus-
nahmeregelungen für den Wirtschafts-
verkehr bei Feinstaubalarm zu erarbeiten 
und mit der Wirtschaft abzustimmen. 

Feinstaubalarm – generelle Fahrverbote sind keine Lösung

Ausnahmeregelungen für Wirtschaftsverkehr

Kunden erreichen wollen? Nicht jeder von 
diesen liefere etwas aus.

Kein schlüssiges Konzept für  
den Wirtschaftsverkehr
Zahlen dazu, was täglich an Gütern in 
die Stadt hineingeht und was wieder he-
rauskommt, hat man bis heute nicht er-
hoben, kritisiert Richter. Dagegen sei der 
Personenverkehr fast gläsern erfasst. „Es 
ist verblüffend, wie man auf dieser Basis 
weitreichende Entscheidungen treffen 
will. Da passt es ins Bild, dass der Wert-
verlust, den all diejenigen Unternehmen 
tragen müssten, die sich noch vor Kur-
zem in gutem Glauben einen neuen Euro-
5-Diesel gekauft haben, billigend in Kauf 
genommen wird. Ein schlüssiges Konzept 
für den Wirtschaftsverkehr sieht so nicht 
aus“, so der IHK-Hauptgeschäftsführer.

Dazu kämen Einschnitte für Mitar-
beiter, die ihre Arbeitsplätze nicht per 
ÖPNV erreichen könnten, und damit ein-
hergehende, gravierende wirtschaftliche 
Folgen für Unternehmen. Außerdem ist 
der ÖPNV aus Sicht der IHK so kurzfris-
tig nicht in der Lage, seine Kapazitäten 
auf das notwendige Niveau auszuweiten.

Besonders betroffen wäre jedoch der 
Wirtschaftsverkehr. Die vitalen Versor-
gungsbelange der in der Stadt ansässi-
gen Unternehmen und deren Kunden 
würden beeinträchtigt. Supermärkte und 
Geschäfte müssten mit Lebensmitteln 
und Waren beliefert, Post und Pakete 
müssten zugestellt werden, unterneh-
mens- und haushaltsnahe Dienst- und 
Handwerkerleistungen müssten auch bei 
überschrittenen Grenzwerten zuverläs-
sig und schnell erbracht werden können. 
Auch die Verkehre zur Aufrechterhaltung 
der Wirtschaftstätigkeit insgesamt müss-
ten sichergestellt sein.

Die IHK weist außerdem darauf hin, 
dass der Zwang zur Stilllegung von ge-
werblich genutzten Dieselfahrzeugen 
durchaus den Charakter einer faktischen 
Enteignung von Betriebsvermögen hätte. 
Für viele Unternehmen sind ihre Fahrzeu-
ge Arbeitsmittel und Existenzgrundlage.

Anke Seifert, anke.seifert@stuttgart.ihk.de  ■

Versorgungsengpässe werden befürchtet
Nach dem Kabinettsbeschluss der Lan-
desregierung, demzufolge ab 2018 Die-
selfahrzeuge, die nicht Euro-6-Norm 
entsprechen, aus dem Stuttgarter Kessel 
und weiteren stark belasteten Stadtge-
bieten ausgesperrt werden sollen, be-
fürchtet die IHK Versorgungsengpässe in 
Stuttgart und Benachteiligungen großer 
Gruppen von Unternehmen, die zumin-
dest übergangsweise auf Nutzung von 
Dieselfahrzeugen angewiesen sind.

„Besorgt nehmen wir wahr, dass man 
im Verkehrsministerium und bei der Stadt 
noch immer keinen Plan dafür in der Ta-
sche hat, wie man bei Verkehrsbeschrän-
kungen mit dem Wirtschaftsverkehr um-
gehen will. Bislang heißt es lapidar: „Der 
Lieferverkehr soll dann ausgenommen 
sein“, sagt IHK-Hauptgeschäftsführer An-
dreas Richter. Nichts höre man dazu, dass 
die Gerichte das recht eng definieren. 
Nur der geschäftsmäßige Transport von 
Sachen von oder zu Gewerbetreibenden 
oder sonstigen Kunden falle darunter. 
Was aber solle mit all den Dienstleistern, 
Außendienstmitarbeitern und Handwer-
kern passieren, die ihre Auftraggeber oder 

Der BGH hat in einer aktuellen Entschei-
dung (Urteil vom 06.10.2016, Az. VII ZR 
328/12) den Begriff des Neukunden prä-
zisiert – ein Begriff, der bei der Feststel-
lung des in § 89 b HGB geregelten Aus-
gleichsanspruchs des Handelsvertreters 
eine wesentliche Rolle spielt. 

Ausgleichsanspruch  
des Handelsvertreters
Der Ausgleichsanspruch des Handelsver-
treters nach Beendigung des Vertrags-
verhältnisses mit einem Unternehmen 
ist u. a. an die Voraussetzung geknüpft, 
dass der Handelsvertreter neue Kunden 
geworben hat und der Unternehmer aus 
diesen Geschäftsverbindungen auch 
nach Vertragsende noch erhebliche Vor-
teile zieht. 

In dem zur Entscheidung stehenden 
Sachverhalt hatte ein Brillenhersteller ei-
nem Handelsvertreter lediglich einen Teil 
seines Sortiments zum Vertrieb zugewie-
sen. Zugleich war dem Handelsvertreter 
eine Liste mit Kunden zur Verfügung 
gestellt worden, die bereits andere, dem 
Handelsvertreter nicht anvertraute Bril-
lenkollektionen vom Unternehmen er-
worben hatten. Das Unternehmen stellte 
sich auf den Standpunkt, dass diese Kun-
den keine Neukunden seien und daher 
bei der Berechnung des Ausgleichsan-
spruches nicht zu berücksichtigen seien. 

Begriff des Neukunden weiter fassen 
Der BGH hat in seinen Urteilsgründen 
betont, dass der Begriff des Neukunden 
nicht eng auszulegen ist. Die von einem 
Handelsvertreter geworbenen Kunden 
könnten auch dann als neue Kunden an-
zusehen sein, wenn sie bereits in einer 
Geschäftsbeziehung zum Unternehmen 
stünden. Dies komme jedenfalls dann in 
Betracht, wenn der Handelsvertreter, der 
lediglich mit dem Vertrieb eines Teils der 
Warenpalette des Unternehmens beauf-
tragt ist, eine Geschäftsbeziehung mit 
dem Kunden gerade in Bezug auf die im 

anvertrauten Produkte durch eigene Be-
mühungen herstelle. Nach Auffassung 
des BGH komme es entscheidend darauf 
an, ob der Vertrieb besondere Vermitt-
lungsbemühungen oder Verkaufsstrate-
gien des Handelsvertreters im Hinblick 
auf die Begründung einer speziellen Ge-
schäftsverbindung mit dem Kunden er-
fordert habe.

Fazit: Der BGH folgt damit der Argu-
mentation des Europäischen Gerichts-
hofs EuGH (Urteil vom 07.04.2016, Az. 
C-315/14), dem der obige Sachverhalt 
bereits im Wege eines Vorlageersuchens 
zur Entscheidung vorgelegt worden war 
(wegen entsprechender Auslegung der 
der § 89 b HGB zugrunde liegenden eu-
ropäischen Handelsvertreterrichtlinie). 

Im Ergebnis wird die Position des Han-
delsvertreters durch die obige Recht-
sprechung merklich gestärkt. Unterneh-
men sollten sich bei der Gestaltung ihres 
Vertriebssystems dessen bewusst sein, 
zumal der Ausgleichsanspruch die Höhe 

Recht und Gesetz

Der „Neukunde“ kann auch 
ein bisheriger Kunde sein

Wirtschaft

Berthold Straetmanns

der durchschnittlichen Jahresprovision 
der letzten fünf Vertragsjahre erreichen 
und für das Unternehmen eine nicht un-
erhebliche finanzielle Belastung darstel-
len kann. 

Berthold Straetmanns, 

Derra, Meyer & Partner Rechtsanwälte PartGmbB,

dmp@derra-ul.de, www.derra.eu  ■

DERRA, MEYER & PARTNER
Rechtsanwälte PartGmbB

Dold Holzwerke GmbH

Buchenbach
Talstraße 9 · 79256 Buchenbach · Tel. 0 76 61 / 39 64-0 · www.dold-holzwerke.com

Innovation in Holz.

Wir veredeln Holz
aus heimischen
Wäldern.

Schnittholz
Massivholzplatten 
Hobelware
Pellets / Bioenergie

Weitere Infos:
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Landespolitik Europa

Nach den hitzigen öffentlichen Debatten 
der vergangenen Monate hat das Europä-
ische Parlament für das Handelsabkom-
men mit Kanada gestimmt. Aber CETA 
ist mehr als ein Handelsabkommen – es 
sendet ein wichtiges Signal gegen Pro-
tektionismus und für eine Globalisierung 
mit Regeln.

Darstellung von Schreckensszenarien
Die CETA-Gegner haben bis zum letzten 
Moment erbitterten Widerstand gegen 
das Handelsabkommen zwischen der EU 
und Kanada geleistet. Viele Schreckens-
szenarien wurden an die Wand gemalt: 
CETA bedeute die Abschaffung der De-
mokratie, eine Klagewelle von Groß-
unternehmen und den Abbau unserer 
bewährten Umwelt-, Sozial- und Arbeits-
standards. Das Problem: Diese Behaup-
tungen fallen allesamt in die Kategorie 
„Fake News“. Das Gegenteil ist der Fall, 
denn CETA ist das modernste und fort-
schrittlichste Abkommen, das Europäer 
und Kanadier je verhandelt haben. 

CETA erspart Kosten
Nach der Zustimmung des kanadischen 
Parlaments kann CETA vorläufig in Kraft 
treten. Endgültig in Kraft gesetzt wird 
CETA, sobald alle EU-Mitgliedsstaaten 
gemäß ihren nationalen Ratifizierungsre-
geln zugestimmt haben. Bereits mit der 
vorläufigen Inkraftsetzung fallen fast alle 
Zollschranken weg. Europäische Bürger, 

Verbraucher und Unternehmen sparen 
dadurch jedes Jahr 500 Mio. Euro. Vor 
allem unsere kleinen und mittelständi-
schen Unternehmen profitieren von der 
verhandelten gegenseitigen Anerken-
nung von Normen und Standards, da sie 
von bürokratischer Last befreit werden 
und besseren Marktzugang in Kanada 
erhalten. Darüber hinaus entstehen mit 
jeder Milliarde Euro mehr an wechselsei-
tigem Handelsvolumen 14.000 neue Ar-
beitsplätze in Europa.

Globaler Handel
Auch für den globalen Handel ist CETA 
ein Meilenstein. Die Globalisierung fin-
det statt, das ist Fakt. In einer immer en-
ger verflochtenen Welt wollen wir aber 
nicht, dass der Reichste, Größte und Un-
fairste entscheidet, wo es langgeht. Wir 
wollen, dass auch in der globalisierten 
Welt die Macht des Rechts gilt. Mit CETA 
stellen wir Regeln für die Globalisierung 
auf und gestalten sie aktiv mit, anstatt 
vor ihr davonzulaufen. Das macht CETA 
zu einem Maßstab für die Regeln des glo-
balen Handels, an dem sich alle zukünf-
tigen Handelsabkommen messen lassen 
müssen. 

CETA als Signal für Offenheit
Gerade in Zeiten, in denen protektionis-
tische Rufe aus den USA immer lauter 
werden, sendet CETA ein wichtiges Sig-
nal für Offenheit. Wer sich abschottet, 

Wichtiges Signal gegen Protektionismus

CETA ist mehr als ein Handelsabkommen
Fabian Gramling MdL – Bericht aus dem Landtag

Wir stehen für zielgerichtete Maßnahmen 
und nicht für Verbote

Die Region Stuttgart hat in den vergan-
genen Jahren deutlich an Bekanntheit ge-
wonnen. Die Gründe sind leider alles an-
dere als positiv. Die Schlagzeilen werden 
durch den sogenannten „Feinstaubalarm“ 
in der Stadt Stuttgart dominiert. Die Lan-
deshauptstadt hat weit über die Region 
hinaus ihren Ruf als Stau- und Schadstoff-
hauptstadt Deutschlands gefestigt.

Feinstaubalarm schadet dem Handel
Der Touristikchef der Region Stuttgart 
Armin Dellnitz hatte erst kürzlich darauf 
hingewiesen, dass man mit dem Begriff 
suggeriere, man solle die Stadt besser 
meiden. Das spiegeln auch die Zahlen 
wider. Der Handel in Stuttgart klagt an 
Alarmtagen über Rückgänge bei Kun-
denzahlen und Umsatzeinbußen. Der 
Tourismus in der gesamten Region leidet 
darunter. Das bedeutet, dass wir daran ar-
beiten müssen, dass man den Feinstaub- 
alarm nicht mehr benötigt. 

Unstrittig ist: Wir wollen die Emissi-
onsgrenzwerte der Europäischen Union 
einhalten, um Gesundheitsbelastungen 
zu minimieren. Dafür wurde nun ein Ge-
samtkonzept verabschiedet, das auch für 

Fabian Gramling vertritt den 
Wahlkreis Bietigheim-Bissin-
gen im Landtag. Über seine 
Eindrücke und Erfahrungen 
berichtet er exklusiv für das 
Wirtschaftsforum

uns eine verhältnismäßige und tragfähi-
ge Lösung darstellt.

Einführung der Blauen Plakette
Wir unterstützen die Einführung einer 
Blauen Plakette auf Bundesebene. Soll-
te die Blaue Plakette ab Januar 2018 
noch nicht zur Verfügung stehen, sind 
Verkehrsbeschränkungen an Feinstaub-
alarm-Tagen für Diesel unterhalb Euro 6 
vorgesehen. Im Sinne unserer hiesigen 
Wirtschaft ist es uns besonders wichtig, 
dass es Ausnahmen für Lieferverkehr, 
Handwerker und Baustellenbelieferung 
gibt. Selbstverständlich gibt es auch 
Härtefallregelungen für Anwohner. Die 
Beschränkungen sind mitnichten eine 
Dauerlösung, sondern es wird regelmä-
ßig evaluiert, ob diese Eingriffe noch not-
wendig sind.

Im Maßnahmenpaket haben wir uns 
gegen einfache und ideologische Lö-
sungen, wie das generelle Fahrverbot, 
gestellt. Das ursprüngliche Konzept des 
Verkehrsministers enthielt starke Ein-
schränkungen wie die Beschränkung der 
Einfahrt auf Fahrzeuge mit mehreren Per-
sonen und weitreichende Tempolimits. 

Die CDU hat vernünftige Zeichen zur 
Verbesserung der Luftqualität gesetzt. 

Alternative Lösungsansätze
Uns geht es darum, den Verkehr in Zu-
kunft möglichst intelligent zu lenken,  
z. B. beim Parksuchverkehr, der eine 
Stadt wie Stuttgart massiv belastet. 
Hier sollen in Zukunft digitale Angebo-
te gezielt lenken und den Verkehr ent-
scheidend entlasten. Außerdem wird es 
wichtig sein, alternative Lösungsansät-
ze mit wissenschaftlicher Begleitung zu 
testen. Unsere Automobilindustrie muss 
die Chance ergreifen, an intelligenten Lö-
sungen mitzuarbeiten. Wenn im Bereich 
der Emissionsminderung in Forschung 
investiert wird, könnten sich technische 
Lösungen aus Baden-Württemberg zu 
Exportschlagern entwickeln. Dies sichert 
und schafft Arbeitsplätze und wäre somit 
im Interesse aller Beteiligten. 

Verbesserungen in der  
Straßenverkehrsinfrastruktur
Um das Problem der Feinstaubbelastung 
nachhaltig zu lösen, werden wir jetzt In-
frastrukturmaßnahmen angehen, die den 
Durchgangsverkehr durch die Landes-
hauptstadt mittel- und langfristig spürbar 
reduzieren werden. Dazu gehört selbstver-
ständlich die Förderung des öffentlichen 
Personennahverkehrs. Allerdings muss 
klar sein, dass nicht jeder auf die Schiene 
umsteigen kann. Es müssen Verbesserun-
gen im Bereich der Straßenverkehrsinfra-
struktur angegangen werden. Leider sind 
wichtige straßenbauliche Maßnahmen 
wie der Nordostring oder die Filderauf-
fahrt, die zur Entlastung des Verkehrs in 
der Stadt Stuttgart beitragen würden, 
immer wieder in der Schublade gelandet. 
Auch wenn es ihm nicht schmeckt, spätes-
tens jetzt muss der Verkehrsminister die 
Schublade wieder öffnen.

Fabian Gramling MdL,  

fabian.gramling@cdu.landtag-bw.de,  

www.fabian-gramling.de  ■

mag der heimischen Industrie kurzfristig 
Aufwind geben, auf lange Sicht produ-
ziert Abschottung aber nur Verlierer auf 
allen Seiten. Das „Ja“ zu CETA zeigt, dass 
Europa auch in stürmischen Zeiten hand-
lungsfähig ist und für seine Offenheit 
einsteht. Diese Offenheit ist nicht nur 
das Rückgrat unserer exportorientierten 
Wirtschaft, sondern auch ein Garant für 
eine stabile, lebendige und starke Demo-
kratie − bei uns in Deutschland, in Europa 
und weltweit.

Daniel Caspary MdEP,  

daniel@caspary.de, www.caspary.de  ■

Daniel Caspary MdEP 
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Buchrezension

Zur Person
Dr. Norbert Häring ist promovierter 
Volkswirt und Wirtschaftsjournalist. 
Der 1963 geborene Autor popu-
lärer Wirtschaftsbücher schreibt 
für Deutschlands führende Wirt-
schaftstageszeitung Handelsblatt 
und betreibt den Blog „Geld und 
mehr“ (www.norberthaering.de). 
Der „Bestseller Ökonomie 2.0“, den 
er gemeinsam mit Olaf Storbeck 
schrieb, gewann den Wirtschafts-
buchpreis 2007. 2014 wurde er mit 
dem Preis der Keynes-Gesellschaft 
für Wirtschaftspublizistik aus- 
gezeichnet. Die von ihm 2011  
mitbegründete internationale  
Ökonomenvereinigung World  
Economics Association hat über 
12.000 Mitglieder.

 „Nur Bares ist Wahres“, heißt eine alte 
Redewendung, die heute aktueller denn 
je ist. In seinem Buch jedenfalls lässt Nor-
bert Häring keinen Zweifel daran, dass 
die internationale Finanzindustrie sehr 
daran interessiert ist, das Bargeld ab-
zuschaffen, etwa weil sie dann Negativ-
zinsen problemlos durchsetzen könnte. 
Und auch für Regierungen und Geheim-
dienste wäre ein bargeldloser Zahlungs-
verkehr eine perfekte Überwachungs-
möglichkeit. Ziel sei es, jeden einzelnen 
Kunden und Bürger besser kontrollieren 
und überwachen zu können – und noch 
mehr an ihm zu verdienen, so die aus-
führlichen Darlegungen des Autors.

Transaktionen machen transparent
Häring arbeitet überzeugend heraus, 
welche Gefahren, aber auch welche Ab-
sichten mit der Abschaffung des Bar-
gelds verbunden sind. Klar ist: Wer mit 
EC- oder Kreditkarte einkauft, hinterlässt 

Die Abschaffung des Bargelds und die Folgen

Der Weg in die totale Kontrolle

Norbert Häring: Die Abschaffung des Bargelds 
und die Folgen. Der Weg in die totale Kontrolle
Quadriga Verlag, 256 Seiten, 18 Euro, 
ISBN: 978-3-86995-088-4

jedes einzelne Mal Datenspuren. Nur 
mit Bargeld bleiben unsere Handlungen 
unsichtbar. Es bewahrt uns daher, so Hä-
ring, „einen Rest Freiheit und Privatsphä-
re. Es begrenzt Entmündigung, Gängelei 
und Überwachung durch den Staat und 
seine Geheimdienste, die Finanzbranche 
und die Datenkraken der IT-Branche“. 

Noch mag das alles finstere Zukunfts-
vision sein, denn noch schützt uns das 
Bankgeheimnis, also die Vertraulichkeit 
von Informationen über unseren persön-
lichen Zahlungsverkehr. Doch Norbert 
Häring warnt: „Geben Sie sich keinen Il-
lusionen hin. Falls in ein paar Jahren das 
Bargeld auch bei uns abgeschafft oder in 
die Bedeutungslosigkeit abgedrängt sein 
sollte, dann wird bis dahin auch das Bank-
geheimnis […] keinen Pfifferling mehr 
wert sein.“ 

Ansonsten wird alles mit einem Tas-
tendruck über jeden Einzelnen heraus-
zufinden sein: „Ob Sie zur Prostituierten 

Immer mehr deutsche Behörden weigern sich, Bargeld anzunehmen. In Frankreich dürfen Rechnungen über  
1.000 Euro nur noch mit Karte beglichen werden. Bargeld wird europaweit immer weiter zurückgedrängt. Auch 
in Deutschland mehren sich zunehmend die Stimmen, Bargeld abzuschaffen. Doch das hätte fatale Folgen für uns 
alle, warnt Autor und Wirtschaftsjournalist Norbert Häring in seinem aktuellen Buch.

gehen oder Alkohol trinken, ob Sie spie-
len, ob Sie einen gesunden Lebenswandel 
haben oder eine chronische Krankheit, 
ob Sie schwanger sind beziehungsweise 
Vater werden, ob Sie eine Affäre haben 
oder ob Sie finanzielle Verbindungen zu 

Menschen hatten, die in Konkurs gingen 
oder irgendwann etwas Ungesetzliches 
taten“, so Häring. Und was folgt daraus? 
Der Staat könnte uns jederzeit den Zu-
gang zum Geld sperren. Oder Versiche-
rungen könnten uns etwa dafür bestra-
fen, weil wir unser Geld für fettes Essen 
oder Zigaretten ausgeben. Ohne Bargeld 
wird vieles möglich, was wir uns heute 
kaum vorstellen mögen.

Die Macht der Banken
Was heute schon passiert: Banken ge-
wöhnen uns, so Norbert Häring, mit ver-
schiedenen Ausflüchten daran, „dass wir 
ohne längere Voranmeldung immer nur 
kleine Beträge abheben dürfen“. Er selbst 
hatte größte Schwierigkeiten, in einem 
Experiment 15.000 Euro von seinem 
Konto bar abzuheben. Und etwa Ameri-
kas größte Bank habe verfügt, so Häring, 
dass Kunden in ihren Safes kein Bargeld 
mehr verwahren dürfen, da es dort nicht 
sicher genug sei. Wir bekommen also 

unser Geld in Form von Bargeld von Ban-
ken nicht mehr weg. Und mit Blick auf 
die Finanzkrise vermutet Häring: „Wenn 
die Menschen Zweifel an den Banken 
bekommen und massenhaft ihr Geld se-
hen wollen, ist nicht genug da, und die 
Banken sind sofort pleite.“ Aber auch 
ohne akuten Finanzcrash könnten die 
Folgen, so der Wirtschaftsexperte, fatal 
sein, etwa den Sparer mit Negativzinsen 
durch die Zentral- und Geschäftsbanken 
allmählich zu enteignen. 

Aufruf zum Widerstand
Noch bekennen sich die Deutschen in 
Umfragen mit großer Mehrheit zum Bar-
geld. Norbert Häring warnt aber: „Das 
Bekenntnis allein reicht nicht mehr.“ So 
ruft er am Ende seines bestens recher-
chierten und gut verständlichen Werks 
dazu auf, so oft wie möglich Bargeld zu 
benutzen. „Jede mit Bargeld abgewickel-
te Transaktion ist ein kleiner, aber wirksa-
mer Akt des Widerstandes.“

Wir setzten Maßstäbe,
ein starkes Team,

mit vollem Einsatz dabei 
den Überblick – aufs Ganze

Für ein perfektes Miteinander,
eine starke Zusammenarbeit

damit alles passt – wie angegossen

Metallveredlung auf höchstem Niveau

Schnarr Metallveredlung GmbH
Ruhrstraße 6  71332 Waiblingen

Telefon (07151) 95933-0
Telefax (07151) 95933-33

info@schnarr-metallveredlung.de
www.schnarr-metallveredlung.de

Wilhelm Blessing GmbH & Co. KG
Hermann-Löns-Str. 17
73760 Ostfildern - Nellingen

Telefon: 0711/34838-0
Telefax: 0711/34838-99

Email: info@wblessing.de
Internet: www.wblessing.de

Seit 75 Jahren

der Produkte, die Leistungsfähigkeit
Sonder-Spannzeuge. Die Qualität
konstruieren und produzieren wir

zu dem gemacht, was es heute ist:
haben das traditionsreiche Unternehmen

und Gründlichkeit der Mitarbeiter

ideenreich, kreativ und zukunftsorientiert.
Präzisions-Betrieb, weltweit wirkend,

ein renommierter schwäbischer

S t r a b e r g e r  
Werkzeugbau GmbH  

 
Otto-Hahn-Straße 8  
73230 Kirchheim/Teck  

Te l . :  07021 54220  
Fax :  07021 82337 
www.straberger.de
info@straberger.de

 

Individuelle Lösungen vom 
Werkzeugbau - Spezialisten

Als hoch spezialisierter Hersteller von Spritzgießwerk-
zeugen für Einlegeteile erarbeiten wir individuelle 
Fertigungskonzepte auf höchstem Qualitätsniveau.

Weltweit produzieren Steckerhersteller und Kabel-
konfektionsbetriebe mit von uns hergestellten 
Werkzeugen.
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Blindtext

Termine der MIT

MIT Rhein-Neckar
dm-Gründer Götz Werner zum Thema 
„Bedingungsloses Grundeinkommen“
Freitag, 07.04.2017, 18:30 Uhr
Ort: Audimax der MLP AG, 
Alte Heerstraße 40, 69168 Wiesloch

MIT Stuttgart 
Jahreshauptversammlung KV Stuttgart 
mit Neuwahlen des Kreisvorstands
Mittwoch, 22.03.2017, 19:30 Uhr
Ort: Restaurant Tauberquelle, 
Torstraße 19, 70173 Stuttgart
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www.hohner-postpress.com

Holz-Brüner GmbH  www.holz-bruener.de

HSM GmbH + Co. KG  www.hsm.eu

Kammerer Gewindetechnik GmbH	

www.kammerer-gewinde.com

Kendrion GmbH Industrial Magnetic Systems	

www.kendrion.com

KHS-Bedachungen GmbH	

www.khs-affalterbach.de

Lothar Bix GmbH  www.bix-lackierungen.de

Memminger IRO GmbH  www.memminger-iro.de

MRS Electronic GmbH  www.mrs-electronic.de

Oskar Frech GmbH & Co. KG  www.frech.com

perma-trade Wassertechnik gmbH	

www.perma-trade.de

Rathberger GmbH  www.rathberger-blech.de

Schnarr Metallveredlung gmbH	

www.schnarr-metallveredlung.de

Straberger Werkzeugbau  www.straberger.de

Uhl Kies- und Baustoffgesellschaft mbH	

www.uhl-beton.de

Wiesbauer GmbH & Co. KG  www.wiesbauer.de

Wilhelm Blessing GmbH & Co. KG	

www.wblessing.de

Inserentenverzeichnis ASBEST  
Sanierung vom Experten 

mit 44 Jahren 
Erfahrung 

DACH 

Flachdach Neubau / Sanierung 
Trapezblech Dach / Fassade 

In jeder Größenordnung 

Telefon  
07144 / 8349-0  

Grün muss RAL 6018 / HKS 65 N entsprechen 
Rot = Leuchtendes / Kräftiges Rot 

KHS Bedachungen GmbH 
71563 Affalterbach  

www.khs-affalterbach.de 

DG Druck GmbH
Werner-Siemens-Str.8
76356 Weingarten

Telefon (07244) 70210
info@dg-druck.de
www.dg-druck.de

Hier geht es zur
www.mit-bw.de

Technischer Service für Handwerk und Maschinenbau
Maschinenbauteile · Fertigung von kompletten  
Teilen und Vorrichtungen in Stahl und Edelstahl
Im Brühl 8 · 73113 Ottenbach  
Telefon (7165) 91009-0 · Fax (7165) 91009-8
info@bulling-gmbh.de

www.bulling-gmbh.de

GMBH

Messetermine für MITler
18.03.2017–
26.03.2017

Regio Messe Lörrach 
Beim Haagensteg 5, 79541 Lörrach	

Verbrauchermesse  
im Dreiländereck

21.03.2017 T5 JobMesse Stuttgart Haus der Wirtschaft 
Willi-Bleicher-Straße 19, 70174 Stuttgart

Die Jobmesse für Fach-  
und Führungskräfte

22.03.2017–
26.03.2017

IBO  Messe Friedrichshafen  
Neue Messe 1, 88046 Friedrichshafen

Große Frühjahrsmesse zu den Berei-
chen Auto, Kinder, Bildung, Gastro, 
Garten und Freizeit, Sport, Kreativ 
sowie Bauen und Energie

22.03.2017–
26.03.2017

Kontakta  
Heidenheim

Ausstellungsgelände Heidenheim 
Nördlinger Straße 19 
89520 Heidenheim an der Brenz

Informations- und Verkaufsausstel-
lung zu Themen wie Energie sparen, 
Gesundheit, Bauen & Wohnen

25.03.2017–
26.03.2017

HORIZON  Messe Freiburg  
Europaplatz 1, 79108 Freiburg

Orientierung nach dem Abitur für 
Schulabgänger durch Universitäten, 
Hochschulen, Unternehmen und  
Organisationen

25.03.2017– 
26.03.2017

neckar-alb regenerativ 
Balingen

Volksbankmesse Balingen 
Auf Stetten, 72336 Balingen

Fachthemenmesse für Sanieren,  
Heizen, Bauen und Energiesparen

28.03.2017–
30.03.2017

Fastener Fair Stuttgart Landesmesse Stuttgart  
Messepiazza 1, 70629 Stuttgart

Internationale Messe der Verbindungs- 
und Befestigungsindustrie mit über 
800 Ausstellern

29.03.2017–
31.03.2017

eltefa Landesmesse Stuttgart 
Messepiazza 1, 70629 Stuttgart

Fachmesse für Elektrotechnik und  
Elektronik mit 400 Ausstellern

31.03.2017 VDI nachrichten  
Recruiting Tag

Forum am Schlosspark Ludwigsburg
Stuttgarter Straße 33, 71638 Ludwigsburg

Karrieremesse für stellensuchende  
und wechselwillige Ingenieure

01.04.2017–
02.04.2017

WERNAU  
erleben 

Eisstadion Wernau 
Stadionring 12, 73249 Wernau (Neckar)

Verbrauchermesse und  
Leistungsschau der Region

03.04.2017– Job40plus  
Stuttgart 

Haus der Wirtschaft 
Willi-Bleicher-Straße 19, 70174 Stuttgart

Unternehmen aus Automobil, Luftfahrt 
& Maschinenbau, Elektrotechnik & Er-
neuerbare Energien, IT und IT-Consul-
ting stellen sich Jobinteressierten vor 

20.04.2017–
23.04.2017

Frühjahrsmessen  
Stuttgart

Landesmesse Stuttgart 
Messepiazza 1, 70629 Stuttgart

Verbrauchermessen im Messe- 
verbund zu vielen verschiedenen  
Themenbereichen

 

Info-Veranstaltung

Grundlagen der CE-Kennzeichnung
Die CE-Kennzeichnung von Produkten spielt im Unternehmensalltag eine 
immer größere Rolle. Gerade in kleineren und mittleren Unternehmen 
bestehen jedoch große Unsicherheiten beim Thema: Was sagt die CE-Kenn-
zeichnung meines Produkts aus? Welche Vorgaben muss man für dieses 
Zeichen erfüllen? Ziel des Vortrags ist die Vermittlung grundlegender Infor-
mationen zum Thema. Referent: Dr. Oliver Kirchwehm, SafetyKon GmbH. 
Termin: 04.04.2017, 17 bis 19 Uhr, IHK Südlicher Oberrhein. 
Die Teilnahme ist kostenlos. Anmeldung an Synthia Gross,  
synthia.gross@freiburg.ihk.de oder www.suedlicher-oberrhein.ihk.de
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Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU/CSU.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon Telefax

Berufliche Tätigkeit

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Geldinstitut

BIC IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Die Aufnahmespende für meinen
	 Kreisverband	 Landesverband	 Bundesverband
beträgt einmalig 		  €

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich 		        € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Wird als Jahresbeitrag eingezogen bzw.  

in Rechnung gestellt.)

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige hiermit, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Nach Zustimmung des zuständigen Kreisverbandes wird die Mitgliedschaft wirksam. Ich bin mit der Erhebung, Speicherung 
und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der besonderen Arten personenbezogener Daten (§3 Abs. 9 
BDSG, z. B. politische Meinungen) einverstanden, um mich über Veranstaltungen und die politische Arbeit der Partei – auch per 
E-Mail – zu informieren. Die Daten werden ausschließlich von der CDU Deutschlands, ihren Gliederungen, Vereinigungen und 
Sonderorganisationen genutzt und nicht an Dritte übermittelt. Der Nutzung meiner Daten kann ich jederzeit widersprechen.

Gläubiger-ID

Aufnahmeantrag

Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140, Telefax: 07154 8025-145
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

BADEN-WÜRTTEMBERG

Professionell tagen ...

NEU 2017: Europa-Park Arena (bis 6.000 Personen) Europa-Park, Deutschlands größter Freizeitpark

den Abend genießen ... und traumhaft übernachten.Spaß haben ...

                                   ...wir machen
 CONFERTAINMENT!

Sprechen Sie uns an –  wir freuen uns über Ihr Interesse:
confertainment@europapark.de ·  www.confertainment.de

Europa-Park-Str. 2 ·  77977 Rust ·  Telefon +49 7822 77-14400

  NEU in 2017: Europa-Park Arena  
Multifunktionale Event- & Medienhalle

 30 Räumlichkeiten von 26 bis 3.000 qm

 Insgesamt mehr als 13.000 qm  
Veranstaltungsfläche

  Vielfältiges Raumangebot in  
themenorientiertem Ambiente

 Große Auswahl an Unterhaltungsangeboten

 950 Zimmer und Suiten in den fünf  
4-Sterne-(Superior-)Hotels des Europa-Park

 Vielzahl an Restaurants, Bars, Bistros,  
ein Wein- und ein Brauereikeller

 Spannende Incentive-Angebote

 18-Loch-Meisterschafts-Golfplatz

 Kompetente Beratung, Organisation und 
Service, persönliche Eventbetreuung

 Andere machen
          Tagungen…   
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BADEN-WÜRTTEMBERG

Hier geht es zur
www.mit-bw.de

MIT im Dialog.
Schreiben Sie uns  
Ihre Meinung
z. B. zu unseren Forderungen an die neue 
Landesregierung, zur uns belastenden  
Bürokratie und zu unseren Erwartungen 
an die Wirtschaftspolitik!

wifo@mit-bw.de


